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Die Begründung zum engliſchen
Flottenetat.

Jm engliſchen Unterhauſe brachte am geſtrigen
Montag der Erſte Lord der Admiralität, Chur chill, den
Marineetat ein. Er führte bei dieſer Gelegenheit folgen-
es aus:d Die Grundlage der Flottenpolitik iſt die Finanzwirtſchaft.

Das finanzielle Ausſehen des Flottenetats iſt nicht erfreulich.
Alle Welt baut Flotten. Alles, was mit der Flotte in Verbindung
ſteht, wächſt beſtändig an Größe, Kompliziertheit und Koſten.
Der neue Etat iſt faſt völlig beſtimmt durch die Etats der letzten
beiden Jahre. Jch werde vielleicht im nächſten Jahre den Flotten
etat im Unterhauſe nicht für ein Jahr, ſondern für eine Reihe
von Jahren vorlegen können. Aber für den Augenblick muß ich
mich im Rahmen gewiſſer allgemeiner Andeutungen halten. Haupt
ſächlich infolge der Arbeiterausſtände haben in dieſem Jahre Ver-
zögerungen in den Schiffsbau und anderen Ausgaben ſtattge-
funden. Dadurch wird die nominelle Reduktion von 300 000 zu
einer wirklichen Reduktion von 600 000 Pfund Sterling. Dabei
iſt natürlich irgendwelche Vermehrung des deut
ſchen Flottenetats nicht berückſichtigt. Jch will
dem Hauſe die Flottenfrage mit vollkommener Offenheit darlegen.
Es wird dies namentlich mit Bezug auf eine Macht notwendig
ſein. Durch eine indirekte Ausdrucksweiſe kann jetzt nichts ge-
wonnen werden. Jm Gegenteil, die Deutſchen ſind ein Volk
mit derbem Verſtand, deren ſtarker männlicher Sinn und Mut vor
einer offenen und ungeſchminkten Feſtſtellung von Tatſachen nicht
zurückweicht und nicht verletzt wird, wenn ſie höflich und ehrlich
ausgeſprochen werden. Jedenfalls muß ich meine Pflicht gegen
das Haus und das Land erfüllen. Die Zeit iſt gekommen, wo
beide Nationen ohne Verſtellung und Verſtimmung die Bedingun-
gen verſtehen ſollten, unter denen ſich der Wettbewerb zur See in
den nächſten Jahren geſtalten wird.

Wir berechnen im Frieden unſeren Schiffbau relativ nach
Prozentſätzen. Dagegen werden Flotten im Seekrieg nicht durch
Vergleich, ſondern durch Subtraktion berechnet. Wir müſſen er-
warten, daß in einem Kampf zwiſchen guten und ebenbürtigen
Flotten auf beiden Seiten ungeheurer Schaden angerichtet wird.
Das iſt ſehr vorteilhaft für die ſtärkere Seemacht. Es wird ſich
ſtets für uns lohnen, Schiff gegen Schiff jeder Klaſſe zu ver
lieren. Der Prozeß des Ausmerzens würde uns, wenn auch auf
einem fürchterlichen Wege, zu einem ſicheren Siege führen, zu
einem Zuſtand nicht relativer, ſondern abſoluter Ueberlegenheit.
Mit der gegenſeitigen Vernichtung der neueſten Schiffe ſteigen die
älteren Schiffe ſchnell im Wert. Wir beſitzen mehr Dreadnoughts
als irgend zwei andere Mächte zuſammen. Aber wenn alle
Dreadnoughts der Welt morgen verſenkt wären, ſo würde unſere
Ueberlegenheit zur See weit größer ſein als heute. Es iſt ſehr
leicht, die Neubauten ſchnell zu vermehren, ſolange man nicht
durch die Koſten für die Erhaltung eines großen Beſtandes be
laſtet iſt. Unſere deutſchen Nachbarn haben noch nicht
angefangen, die jährlich wiederkehrende Laſt der Erhaltung einer
rieſenhaften Flotte zu empfinden. Dieſe Aufwendungen wachſen
langſam, aber unerbittlich. Daher kann im Laufe der Zeit das
rapide Tempo der Neubauten in gewiſſem Grade durch den
Hemmſchuh der wachſenden Unterhaltungskoſten aufgehalten
werden.

Churchill erklärte es für falſch und verſchwenderiſch, ein
Schiff für die britiſche Flotte einen Tag eher zu bauen, als es
nötig ſei, weil die Konſtruktionspläne ſo ſchnell veralten, und
fuhr fort: Jch bin nicht bereit, gegenwärtig dem Hauſe die An
nahme eines Standards zwei Kiele gegen einen mit Bezug auf
Deutſchland zu empfehlen. Die Zeit mag kommen,
woſes notwendig wird. Es iſt jetzt nicht notwendig. Jch
wünſche vollkommen klar zu machen, daß infolge der Maßregeln
Mac Kennis nicht der geringſte Grund zu Alarm und Verzagtheit
vorliegt. Die Admiralität iſt im Stande, Tag für Tag die
nächſten Jahre hindurch die Sicherheit des Landes und des
Reiches abſolut zu garantieren und wenn das Haus künftig
unſere Forderungen bewilligt, kann dieſe Ausſicht unendlich aus
gedehnt werden. Die Standards für die Flottenſtärke müſſen
zeitweiſe nach den Umſtänden variieren. Als Frankreich und
Rußland die beiden nächſtſtärkſten Seemächte waren, und ihre
Kombination möglich erſchien, war der Zweimächte- Standard ein
zweckmäßiger Grundſatz. Das Emporſteigen der Flotte einer
einzelnen Macht zum erſten Rang auf dem Kontinent hat dies
verändert. Wir haben nicht mehr als die größtmögliche Gefahr
das Bündnis zweier gleichſtarker Seemächte zu betrachten,
ſondern die Entwicklung einer ſehr ſtarken homogenen Flotte,
die einer vrinzelnen Regierung unterſteht. Daher iſt der Zwei-
mächte-Standard nicht mehr anwendbar.

Der tatſächliche Standard der Neubauten, den die Admirali-
tät in den letzten Jahren verfolgte, war eine Ueberlegenheit von
60 Prozent in Schlachtſchiffen und Schlachtkreuzern der Dread-
noughtklaſſe, verglichen mit der deutſchen Flotte gemäß
dem geltenden Flottengeſetz. Andere, höhere Standards gelten
für tleinere Schiffe. Wenn Deutſchland an dem geltenden
Flottengeſetz feſthielte, ſo glauben wir, daß dieſer Standard, ab
geſehen von unerwarteten Entwickelungen anderer Länder, einen
geeigneten Maßſtab für die nächſten 4-5 Jahre abgeben würde,
ſoweit die Dreadnoughtklaſſe in Betracht kommt. Weiter hinaus
zu ſpekulieren iſt müßig. Jndes will ich keineswegs ſo verſtanden
werden, daß das Verhältnis von 16 zu 10 als ausreichende
Ueberlegenheit über die nächſtſtärkſte Seemacht betrachtet werden
dürfe, ſoweit die britiſche Seemacht als Ganzes in Betracht
kommt. Selbſt wenn wir eine Armee beſäßen, die zwei Drittel
ſo ſtark wäre als die Armee der ſtärkſten Armeemacht, könnten
wir damit nicht zufrieden ſein. Meine Erklärung iſt in vielgrößerer Veſchrenkang aufzufaſſen. Wir können gegenwärtig an

einem ſo mäßigen Standard feſthalten infolge unſerer großen
keberlegenheit an Kriegsſchiffen und Panzerkreuzern der Vor
dreadnoughtperiode, nämlich von der King Edwardsklaſſe ſowie
mindeſtens acht Panzerkreuzern, die von anderen Schiffen der
gleichen Vauzeit gänzlich unerreicht ſind. Da dieſe Schiffe all
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mählich an Gefechtswert verlieren, wird unſer Verhältnis in Neu-
bauten über den 60 Prozent Standard ſteigen müſſen.

Jede Vermehrung, die Deutſchland in der Zahl neuer
Schiffe vornimmt, muß die Abnahme des Gefechtswertes unſerer
älteren Typen beſchleunigen, erfordert daher beſondere Maß
nahmen unſererſeits. Wenn wir alſo dieſen Standard
auf das geltende deutſche Flottengeſetz anwenden
zwei Schiffe pro Jahr und wenn wir uns ſorgfältig gegenunvorhergeſehene Entwicklungen anderer Länder gern ſo er
ſcheint es notwendig, abwegßſelnd vier und drei Schiffe

der Dreadnoughtklaſſe die nächſten ſechs Jahre
hinaus zu bauen. Das iſt das mindeſte, was den 60
Prozent Standard erhalten wird und das hatten wir bei Auf-
ſtellung des jetzigen Etats im Auge. Wenn wir uns jetzt, wie es
den Anſchein hat, der Vermehrung der deutſchen Neubauten
um zwei Schiffe in dieſen ſechs Jahren gegenüberſehen, würden
wir vorſchlagen, jener Vermehrung durch ein höheres Verhältnis
der Ueberlegenheit zu begegnen, indem wir vier weitere
Schiffe während der gleichen Periode bauen und ſie über
ſechs Jahre verteilen. Der Entwurf unſerer Neubauten, den ich
unter aller Reſerve mache, würde folgendermaßen ausſehen:
Vier, fünf, vier, vier, vier, vier gegen zwei, drei, zwei, zwei, drei,
zwei oder anderenfalls, wenn Deutſchland drei Schiffe baute:
Fünf, vier, fünf, vier, fünf, vier, gegen drei, zwei, drei, zwei,
drei, zwei.

Ich will indeſſen klar machen, daß auf eine etwaige Ver-
zögerung oder Verminderung der deutſchen Bauten ſobald
ſie deutlich wird, hier in gewiſſen Grenzen weite, volle ent-
ſprechende Reduktionen alsbald folgen werden. Wenn z. B.
Deutſchland eins oder ſogar zwei Schiffe aus ſeinem jährlichen
Programm fallen läßt, werden wir, falls nicht anderwärts eine
gefährliche Entwicklung eintritt, ſofort unſere entſprechende
Quote fallen laſſen und jede Verringerung des Tempos
Deutſchlands würde natürlich in größerem Maßſtabe von
uns nachgeahmt werden, freilich in gewiſſen Grenzen, weil wir in
gewiſſem Grade die Bauten anderer Mächte in Betracht zu ziehen
haben. Aber nehmen wir das nächſte Jahr 1913, wo Deutſchland
drei, England fünf Schiffe bauen will! Angenommen, wir
machten beide ein Jahr Ferien, um im Buch des nationalen
Mißtrauens ein weißes Blatt einzufügen, angenommen,
Deutſchland würde in dieſem Jahre keine Schiffe bauen, ſo
würde es ſechs bis ſieben Millionen Pfund Sterling ſparen.
Aber das iſt nicht alles, wir würden unter gewöhnlichen Um-
ſtänden den Bau unſerer Schiffe beginnen, wenn Deutſchland
den der ſeinigen begonnen hat. Die drei Schiffe, die Deutſchland
nicht bauen würde, würden automatiſch fünf britiſche Ueber-
dreadnoughts beſeitigen, das iſt mehr, als die Deutſchen in wirk-
lichem Kriege erhoffen dürften.

Was die indirekten Ergebniſſe ſelbſt eines Jahres anbetrifft,
ſo wären ſie einfach unermeßlich, nicht nur für die beiden großen
Brudernationen, ſondern auch für die ganze Welt der arbeitenden
Menſchheit, unermeßlich in Hoffnung und Glanz. Die Deutſchen
werden an Seemacht durch eine Vermehrung nichts gewinnen
und durch eine Verminderung nichts verlieren. Dies iſt ein voll-
kommen einfacher Plan, nachdem ohne diplomatiſche Verhand
lungen, ohne Feilſchen und ohne die geringſte Beſchränkung der
ſouveränen Freiheit beider Mächte dieſe hitzige, koſtſpielige
Rivalität zur See für eine Zeit abgeſtellt werden kann. Jch bin
überzeugt, daß es beſſer iſt, dies ganz einfach und offen der Be
urteilung durch die Parlamente und das Volk vorzulegen.

Die Bergarbeiterausſtände.
Jn Deutſchland.

Die Zahl der Streikenden.
Nach einer Zuſammenſtellung des Oberbergamtes in

Dortmund ſollten geſtern morgen Ueber und Untertage an-
fahren 322 410 Mann, es ſind angefahren 169 497, mithin
ſtreiken 152 913 Mann. Wie der Zechenverband in Eſſen
mitteilt, ſollten im Ruhrrevier bei der geſtrigen Nachmit-
tagsſchicht 12 821 Mann anfahren; es ſind 8945 angefahren,
es fehlten alſo 30,23 Prozent.

Friede oder Krieg in Oberſchleſien?
Wie die „Oberſchleſiſchen Neueſten Nachrichten“ aus

Kattowitz melden, haben die fünf Bergarbeiterverbände
folgenden Aufruf erlaſſen:

„Die Vertreter der oberſchleſiſchen Organiſationen haben in
einer unter dem 20. Februar an den Oberſchleſiſchen Berg- und
Hüttenmänniſchen Verein gerichteten Eingabe um Aufbeſſerung
der Löhne um 15 Prozent erſucht. Nachdem ſich der Verein unter
dem 6. März für unzuſtändig erklärt hat, ſind dieſelben Forde-
rungen an die einzelnen Grubenverwaltungen gerichtet worden.
Dieſe haben die Organiſationen nicht als Vertreter der Beleg-
ſchaften anerkannt, ſind aber bereit, mit den Arbeiterausſchüſſen
zu verhandeln. Die Belegſchaften der einzelnen Gruben werden
daher von den fünf Organiſationen aufgefordert, erneut Lohn-
forderungen zu ſtellen und über das Ergebnis bis ſpäteſtens zum
27. März Mitteilung zu machen, damit die Organiſationen noch
bis zum 1. April weitere Beſchlüſſe faſſen können. Die Situation
hat ſich inzwiſchen verſchärft, ſo daß bei mehreren Gruben heute
einzelne Arbeiter in den Ausſtand getreten ſind. Die Organiſa-
tionen richten daher an die Arbeiter das dringende Erſuchen,
ſtrengſte Disziplin zu bewahren und den Anordnungen der Or-
ganiſationen Folge zu leiſten. Von dem Verhalten der Bergwerks-
verwaltungen wird es abhängen, ob der Friede in Oberſchleſien
erhalten werden kann.“

Die Lage im Zwickauer Revier.
Der Streik iſt geſtern vormittag ausgebrochen. Nach denbisher vorliegenden Keibuggen ſtreiken auf dem Wilhelmsſchacht

55 Prozent, Erzgebirgiſchen Steinkohlen-Aktienverein 43 Prozent,
Bürgergewerkſchaft 24 Prozent, Brückenbergſchacht unter Tage
54 Prozent, Morgenſternſchacht unter Tage 51 Prozent, über Tage
16 Prozent, Vereinsglück 37 Prozent, Falcks Bockwa etwa 35 Pro
zent, Käſtner 60 Prozent.

Geſchäftsſtelle in Berlin: Bernburger Straße 30.
Telephon Amt Kurfürſt Nr. 6290.

Druck und Verlag von Otto Thiele in Halle a. S

Jn den vorgeſtern in mehreren Dörfern des Fürſten-
tums Schaumburg-Lippe abgehaltenen Bergarbeiterver-
ſammlungen iſt beſchloſſen worden, am 19. März früh nicht
einzufahren, auch wenn das Bergamt die von den
Arbeitern geſtellten Forderungen bewilligen ſollte. Geſtern
nachmittag fand eine Verſammlung zwiſchen dem Arbeiter-
ausſchuß und Vertretern des Bergamtes in Bückeburg ſtatt.

Aus dem Deiſter-Revier.
Wie die Bergwerksinſpektion Barſinghauſen mitteilt,

traten die Bergleute des Deiſter-Reviers in eine Lohnbewegung,
da die Bergbehörde die geforderte 15proz. Lohnnerhöhung nicht
bewilligt, ſondern ſie nur allen in Schichtlohn Arbeitenden, den
Kohlenladern aber nur für den Fall in Ausſicht ſtellt, daß ſich die
Konjunktur dauernd beſſert. Daher beſchloſſen die Bergarbeiter
vorgeſtern in mehreren Verſammlungen den Ausſtand. Von
2300 Arbeitern ſind Montag früh etwa 50 Proz. erſchienen. Die
Bergarbeiter des Gemeinſchaftsbergwerks Oberndorff, das dem
preußiſchen Fiskus und SchaumburgLippe gemeinſam gehört,
wollten geſtern über den Ausſtand beſchließen.

Jn England.
Jm engliſchen Unterhauſe ergriff geſtern Premier-

miniſter Asquith das Wort. Er teilte mit, daß er am heu-
tigen Dienstag einen Geſetzentwurf über die Gewährung eines
Mindeſtlohnes an Bergarbeiter, die in Kohlenbergwerken
unter Tage beſchäftigt ſind, und über andere damit zuſammen-
hängende Fragen einbringen werde. Er werde über die Verhand-
lungen und die Gründe zu dem Geſetzentwurf erſt in der Sitzung
ſelbſt eine Erklärung abgeben. Nach Anſicht der Regierung ſei
die Erledigung der Geſetzvorlage durch das Unterhaus ſo ſchnell
als möglich, nämlich bis zum nächſten Donnerstag, geboten.
Jn dieſem Falle würde ſie am Freitag vom Oberhauſe beraten
werden und am Sonnabend die Zuſtimmung des Königs erhalten.
Bonar Law erklärte ſein Einverſtändnis damit, daß die Vorlage,
wenn ſie anzunehmen ſei, ohne unnötige Verzögerung ange-
nommen werden ſollte, äußerte aber Bedenken, ob die Erledigung
der Vorlage bis zum Donnerstag Zeit zu angemeſſener Diskuſſion
laſſen werde. Sodann gab Asquith der Hoffnung Ausdruck, daß
es möglich ſein werde, über die den verſchiedenen Beratungsſtadien
der Vorlage zu widmende Zeit zu einem Einvernehmen zu ge-
langen.

Jn Hrankreich
Unter den Bergleuten im Pas-de-Calais, wo

einzelne Gruppen ſich für einen allgemeinen Streik aus-
ſprechen, herrſcht eine gewiſſe Bewegun g. Die Bergleute
im Denain-Revier haben trotz des Beſchluſſes des Syndikats
den Streik erklärt; ihre Delegierten werden ſich
daher heute nach Lens begeben, um den Exekutivausſchuß
zu veranlaſſen, eine Aufforderung zur ſofortigen Er-
klärung des Generalſtreiks zu erlaſſen. Jm Loire-
und Nord-Becken mit Ausnahme von Denain iſt die Anfahrt
der Schichten normal.

Bei Redaktionsſchluß wird uns noch aus Den ain ge-
drahtet: Die Delegierten der Bergarbeiterſyndikate von
Anzin haben eine Reſolution angenommen, in der die Not
wendigkeit betont wird, den

Generalausſtand der franzöſiſchen
Bergarbeiter

zu beſchließen, während die engliſchen und deutſchen Berg-
leute im Kampfe ſtänden, und in der alle Syndikate der
Bergleute Frankreichs und die Bergleute ſelbſt zum Streik
aufgefordert werden.

Jn Oeſterreich.
Am Sonntag fanden im böhmiſchen Braunkohlenrevier Ver-

ſammlungen der Bergarbeiter ſtatt. Jn den Verſammlungen
der ſozialiſtiſchen Union wurde beſchloſſen, daß, falls die Forde
rungen der Union nicht erfüllt werden ſollten, die Bergleute der
einzelnen Schächte nochmals ihre Forderungen überreichen ſollen.
Man glaubt, annehmen zu können, daß ein allgemeiner Streik im
Braunkohlenrevier nicht oder wenigſtens nicht unmittelbar be
vorſteht. Jm Brüxer Gebiet ſind von 608 Bergleuten 149 nicht
eingefahren.

Eine Meldung aus Teplitz beſagt: Die Delegiertenverſamm-
lung der ſozialdemokratiſchen Bergarbeiterunion in Turn be-
ſchloß, den Zechen bis zum 20. März die neuen Forderungen zu
überreichen. Wenn dieſe nicht ſpäteſtens bis zum 28. März be-
antwortet ſind, werden am 31. März die Forderungen abermals
überreicht und gleichzeitig die Arbeit niedergelegt. Die deutſch-
nationalen Bergarbeiter beſchloſſen vorgeſtern in Brüx ſoli
dariſches Vorgehen mit den Sozialdemokraten. Die tſchechiſch
nationalen und die tſchechiſch-anarchiſtiſchen Bergarbeiter dürften
in demſelben Sinne ſich entſcheiden.

Bei Redaktionsſchluß wird uns noch aus Wien ge-
drahtet: Die „Neue Freie Preſſe“ mehdet aus Brüw:

Die hieſigen tſchechiſch- nationalen und anarchiſtiſchen Berg-
arbeiter, welche die Majorität bilden, haben entgegen ihrer Zu
ſage, bis zum 31. März zu warten, am Montag den Streik
begonnen. Zwei Drittel der Belegſchaft ſtreikt bereits bei der
Tagesſchicht.

Attentat und Volksſtimmung
in Jtalien.

Das Attatentat auf den König von Italien ſcheint eine
Wirkung haben zu ſollen, die voraus zu ſehen war; eine
wahrſcheinliche Verſchärfung der Stimmung zwiſchen
dem italieniſchen und dem türkiſchen Volke. Ve-
hauptet doch die italieniſche Preſſe, der Attentäter ſei von



den Jungtürken gedungen worden. Auf die Wahrheit oder
Unwahrheit einer ſolchen Ausſtreuung kommt es bei ſolchen
Dingen ja weniger an. Beiläufig bemerkt, halten wir dieſen
Verdacht nicht für glaubwürdig, da ja die Erklärung voll
kommen genügt, daß ein Anarchiſt, und gar ein italieniſcher
Anarchiſt, in programmäßiger Ausübung ſeiner Ueber-
zeugung einen König zu töten ſucht. Wer will andererſeits
die theoretiſche Möglichkeit ausſchließen, daß ein Jung-
türke oder eine Geſellſchaft von Jungtürken verblendet ge-
nug ſein könnte, einen italieniſchen Anarchiſten zu ſolchem
Verbrechen zu dingen. Wie geſagt, auf die Wahrheit kommt
es in dieſem Falle nicht an, ſondern vor allem auf die
Wirkung. Man denke an die gewaltige und tiefe Wir-
kung, welche ſeinerzeit der Untergang des amerikaniſchen
Schlachtſchiffes „Maine“ auf die amerikaniſche Bevölkerung
ausgeübt hat. Die Kataſtrophe entzündete eine geradezu
raſende Erbitterung gegen Spanien. Das „Gedenke der
„Maine“!“ iſt aus jener Zeit noch in Erinnerung. Und
doch hatten die Spanier nichts mit dem Untergange dieſes
Schiffes zu tun gehabt. Das wurde ſchon damals be-
hauptet, und der Befund des im vergangenen Jahre ge-
hobenen Schiffes hat ergeben, daß es infolge einer Jnnen-
exploſion geſunken iſt.

Es läßt ſich natürlich noch nicht beurteilen, ob das Ge-
elicht, daß das Attentat auf den König türkiſcher An-
ſtiftung zuzuſchreiben ſei, die Bedeutung eines Feldgeſchreis
gegen die Türken erlangen wird. Möglich wäre es ſchon,
weil ein ſolches Moment den Jtalienern, je länger der
Krieg dauert, deſto erwünſchter ſein könnte. Die in ihrer
Art beiſpielloſe Demonſtration zur Beglückwünſchung des
Königs, von der ſich nicht einmal die Sozialiſten des
Parlaments ausgeſchloſſen haben, ſteht entſchieden im
Zeichen der durch den Krieg hervorgerufenen Stimmung.
Jene Demonſtration bringt neben der Anhänglichkeit und
Liebe für den Herrſcher auch den Gedanken zum Ausdruck,
und wohl eigentlich an allererſter Stelle: ein wie ſchreckliches
Unglück es für Jtalien geweſen wäre, gerade jetzt, während
des Krieges, den König zu verlieren. Das Attentat hat den
Jtalienern intutiv und blitzartig zum Bewußtſein gebracht,
wie unendlich viel die Perſon dieſes Königs für Jtalien be-
deutet. Dieſes Gefühl kann jetzt gerade ſich außerordentlich
ſchwungkräftig erweiſen, und in dieſem Sinne erſcheint der
Zuſammenhang mit der Verſion einer türkiſchen Anſtiftung
des Attentats unmittelbar auf der Hand liegend.

Der italieniſch-türkiſche Krieg.
Die Bemühungen um den Frieden.

Das Reuterſche Bureau erfährt aus gutunterrichteten
italieniſchen Kreiſen, daß die Antwort der italieni-
ſchen Regierung auf die von den Mächten in Rom in
Sachen des Friedens unternommenen Schritte in fried-
fertigem Tone gehalten iſt. Man hofft, daß ſie den
Mächten eine Fortſetzung ihrer Bemühungen um den
Frieden ermöglichen wird.

Enver Bei ſchwer verwundet?
Enver Bei ſoll am 3. d. Mts. bei den Kämpfen um

Derna ſchwer verwundet worden ſein.
Vom Kriegsſchauplatz.

Die „Agenzia Stefani“ meldet aus Benghaſi, daß
ſich im türkiſch- arabiſchen Lager kein italieniſcher Kriegs-
gefangener befinde; jedes gegenteilige Gerücht ſei falſch.
Am 16. März ſchleuderten italieniſche Flieger einige
Bomben, welche ungefähr zehn Feindetöteten.

Deutſches Reich.
Die portugieſiſchen Kolonien. Die Erklärung des por-

tugieſiſchen Miniſterpräſidenten in der Kammer (vergl.
Nr. 130 der „Hall. Ztg.“ unter „Ausland“) gegen eine
Veräußerung der Kolonien entſpricht vollſtändig den
deutſchen Abſichten, die, wie unſer Berliner Vertreter
erfährt, dahin gehen, das in Deutſchland keinerlei Abſicht
beſteht, den Portugieſen gegen ihren Willen ihren Kolonial-
beſitz abzunehmen.

Der Kanzler und Freiherr von Hertling. Die „Nord-
deutſche Allgemeine Zeitung“ ſchreibt: Der Reichskanzler von
Bethmann Hollweg empfing am Sonntag den Vorſitzenden im
Königlich bayeriſchen Miniſterrat, Staatsminiſter des Königlichen
Hauſes und des Aeußeren, Dr. Freiherr von Hertling.

Haftpflicht- und Unfallverſicherungsverband. Am 1. April
d. Js. wird der kürzlich gegründete Haftpflicht- und Unfall-
verſicherungsverband deutſcher Handwerks- und Ge-
werbekammern ins Leben treten. Dem Verbande, der
beſonders dazu dienen ſoll, Mitglieder von Prüfungskommiſſionen
gegen die Folgen von Haftpflicht und Unfällen zu verſichern, ſind
bereits eine erhebliche Zahl von Mitgliedern beigetreten.

England und die Brüſſeler Zuckerkonferenz. Jm
engliſchen Unterhauſe erklärte geſtern in Beant-
wortung einer Anfrage der Parlamentsunterſekretär des
Auswärtigen Amts Acland: Jn der Sitzung der Jnter-
nationalen Zuckerkommiſſion in Brüſſel am Sonntag iſt das
Protkoll, welches die Konvention für eine im September
1913 beginnende weitere Periode von 5 Jahren verlängert,
unterzeichnet worden. Ebenſo wurde die Erklärung unter-
zeichnet über die Verteilung des Zuckerquantums, deſſen
weiterer Export Rußland zugeſtanden wurde. Von den
britiſchen Delegierten wurde keines der beiden Doku-
mente unterzeichnet. Es wurde aber eine Note an die
belgiſche Regierung gerichtet des Jnhalts, die britiſche Re
gierung nähme an der Vermehrung des ruſſiſchen Exports
in dieſem oder einem der nächſten Jahre während des Fort-
beſtehens der Konvention keinen Anſtoß. Jn Beantwortung
einer weiteren Anfrage erklärte Acland, noch, England ſei
t er Erneuerung der Konvention in keiner Weiſe be
eilig

Ausland.
Die makedoniſche HSrage.

Der Generalſekretär des türkiſchen Miniſteriums des
Aeußern, SchükaBei, und der Unterrichtsinſpektor Abdul
Kerim ſind in Sofia eingetroffen. Sie verlangten mit dem
Vertreter der makedoniſchen Organiſation zu ſprechen, von
dem ſie zu erfahren wünſchten, unter welchen Bedingungen die
Banden aufgelöſt und die Attentate in Makedonien einge-
ſchränkt werden könnten. Es wurde ihnen die Antwort zu
teil, die makedoniſche Organiſation wolle nicht in Be

ſprechungen mit der Türkei eintreten. Sie werde ihre Aktion
fortſetzen, bis ſie, wie ſeinerzeit, eine internationale Jnter-
vention herbeigeführt habe, um ihr Ziel, die Autonomie
Makedoniens, zu erreichen.

Die türkiſche Botſchaft in Petersburg dementiert
kategoriſch die Zeitungsmeldung über Ausrücken eines
anatoliſchen Korps zur ruſſiſch-perſiſchen Grenze.

a26. Provinzial- Landtag.
(Original-Bericht.)

Merſeburg, 18. März 1912.
Präſident Graf von Wartensleben eröffnete die

Verhandlungen um 11,25 Uhr.
Wahlen der Mitglieder des neuen Verwaltungsrates der Landfeuerſozietät derProvinz Sachſen. Berichterſtatter Abg. Landrat von

Pieſchel. Zu Mitgliedern wählt der Landtag die Herren
von BuſſesZſchortau, Scherre-Neukirchen, Hagen-
guth- Rothenſchirmbach, Gutsbeſitzer Schröder-Langen-
weddingen, von Helldorff- St. Ulrich und Landrat von
Bodenhauſen-Lebuſa.

Provinzialmuſeum.
Berichterſtatter Abg. Oberbürgermeiſter Dr. Schmidt-

Erfurt. An der Hand der Zeichnungen und Photographien be
gründet der Berichterſtatter die Forderung von 145 000 Mk. für
einen Anbau am Provinzialmuſeum. Wir haben das Weſentliche
aus dieſer Begründung ſchon früher mitgeteilt. Auf Erſuchen des
Landeshauptmanns nimmt der zukünftige Muſeumsdirektor Dr.
Hahne das Wort. Das zukünftige Muſeum ſei das erſte,
deutſcheſte aller Muſeen in einem rein germaniſchen Lande, in
dem die römiſchen Einflüfſſe am allerwenigſten Eingang fanden.
Drei Gruppen werde das Muſeum aufweiſen: den Menſchen in
der Steinzeit, vor Chriſto und nach Chriſto Geburt. Ueber die
Einrichtungen im einzelnen gibt der Vortragende eine ſehr aus-
führliche Darſtellung. Durch Modelle, Zeichnungen und Rekon-
ſtruktionen ſoll das neue Muſeum eine wiſſenſchaftliche
Lehranſtalt einzig in ſeiner Art werden. Redner
ging die einzelnen Abteilungen durch, in dem getrennt die ein-
zelnen Kulturepochen dargeſtellt werden ſollen. Die Geſchichte des
Menſchen werde in allen Einzelheiten dargeſtellt und ſei eine Auf-
gabe, die ſich bisher ein Muſeum noch nicht geſtellt hat. Der Vor
trag des Redners wurde ſehr beifällig aufgenommen und der
Antrag der Kommiſſion angenommen.

Neuregelung der Rechnungsprüfung. Be-
richterſtatter Oberbürgermeiſter Dr. Gerhardt-Halberſtadt.
Der letzte Provinziallandtag hatte beſchloſſen: den Provinzial-
ausſchuß zu erſuchen, Mittel und Wege zu beraten, wie ein
anderer Modus der umfangreichen Rechnungsprüfung zur Durch-
führung gebracht werden könnte. Aus der Begründung des Be-
richterſtatters zu dem betreffenden Antrage ging hervor, daß die
Rechnungskommiſſion des Provinziallandtages einſtimmig der
Auffaſſung war, daß ſie bei dem jetzigen Verfahren der Rech-
nungsprüfung nicht in der Lage ſei, ihre Aufgaben pflichtmäßig
zu erfüllen und mit gutem Gewiſſen die Verantwortung zu
tragen, die ſie mit der Prüfung der Rechnungen übernehme.
Eine gründlichere Reviſion wird ſich nur dadurch erreichen laſſen,
daß die Rechnungskommiſſion außerhalb der Tagung des Pro-
vinziallandtages zu Sitzungen zuſammentritt und den Bericht-
erſtattern ein längerer Zeitraum zum Studium der Rechnungen
gewährt wird. Folgender Antrag wird angenommen:

„Der Provinziallandtag wolle beſchließen: a) Die 88 20
und 21 der Geſchäftsordnung für den Provin-
ziallandtag werden folgendermaßen abgeändert: Zur
Prüfung der Rechnungen der Kaſſen des Provinzialverbandes
wird vom Landtage eine Rechnungskommiſſion von ſieben Mit-
gliedern gewählt, von welchen drei zugleich dem Provinzialaus-
ſchuſſe angehören. Dieſe Kommiſſion bleibt auch nach Schluß
des Landtages bis zu ihrer Neuwahl durch den nächſten Landtag
in Tätigkeit und verſammelt ſich in der Zwiſchenzeit nach ihrem
Ermeſſen, ſo oft die Geſchäfte es erfordern. Der Provingzialaus-
ſchuß überweiſt die ihm zugehenden Rechnungen der Kommiſſion
zur Weitergabe an den Provinziallandtag. b) Jm 8 16 des
Reglements für das Kaſſen- und Rechnungsweſen der Provinz
Sachſen vom 24. Februar 1894 kommen die Worte „die Rech-
nungskommiſſion des Provingzialausſchuſſes und“ in Fortfall.
Jn Form eines Wunſches wird vorgebracht, zu Mitgliedern
ein bis zwei Bauſachverſtändige zu wählen.

Prüfung und Entlaſtung von Rechnungen.
Berichterſtatter Abg. Oberbürgermeiſter Dr. Gerhardt-
Halberſtadt. Die 113 vorliegenden Rechnungen der Provinzial-
Verwaltung ſind geprüft worden, die Rechnungsleger werden ent
laſtet, vorbehaltlich des durch die nächſte Rechnung zu führenden
dachweiſes der Erledigung der noch offen gebliebenen Er-

innerungen.
Bericht der Rechnungskom miſſion über die Pro-

vinzialausſchußvorlage betr. die bei der Provinzialhauptver-
waltung in den Rechnungsjahren 1909 und 1910 vorgekommenen
Etatsüberſchreitungen und außeretatsmäßigen
Ausgaben, ſowie die Verwaltungsüberſchüſſe derſelben Jahre.
Berichterſtatter Bürgermeiſter Dr. SchüſtzeSchleuſingen. Die
Ueberſchreitungen betragen im Rechnungsjahre 1909 220 371 Mk.,
im Jahre 1910 117413 Mk. Von den Verwaltungsüberſchüſſen:
411 000 Mk. im Rechnungsjahre 1909 und 93 000 Mk. im Jahre
1910, nimmt der Landtag mit Befriedigung Kenninis.

Die Etatsüberſchreitungen, von deren Notwendigkeit
ſich die Kommiſſion überzeugt hat, fanden die Genehmigung
des Landtages.

Errichtung einer neuen Landes-Erziehungs-
anſtalt für ſchulentlaſſene männliche Zöglinge
evangeliſchen Bekenntniſſes. Berichterſtatter Bürger-
meiſter BanſiQuedlinburg.

Die Kommiſſion beſchloß zunächſt die Prüfung der Frage
einer Zuſammenlegung des Lauchſtedter Erziehungshauſes mit
einer anderen Provinzial-Erziehungsanſtalt und kam zu dem
Schluſſe, eine ſolche nicht empfehlen zu können. Aber auch aus
erziehlichen und praktiſchen Gründen war die Zuſammenlegung
nicht zu empfehlen und ſchied daher von vornherein aus dem
Bereich der Betrachtungen der Kommiſſion aus. Dann kam die
Begründung des Provinzial Ausſchuſſes, nach der die Er
richtung einer neuen Anſtalt für unbedingt notwendig
erachtet wurde, zur Beratung. Dem Provinzialverbande ſind im
Durchſchnitt der letzten drei Jahre jährlich 102 männliche
evangeliſche Fürſorgezöglinge im Alter von 14—-18 Jahren über
wieſen worden, von denen nur durchſchnittlich 6 ſofort nach der
Ueberweiſung in Lehr oder Dienſtſtellen untergebracht werden
konnten. Die weit überwiegende Mehrzahl muß, wenn die Für-
ſorgeerziehung überhaupt bei ihnen noch Erfolg verſprechen ſoll,
für längere Zeit meiſt nicht unter zwei Jahren in ſtrenge
Anſtaltszucht genommen werden. Es kommt hinzu, daß ein Teil
der in früheren Jahren überwieſenen linge, die ſich in den
Lehr und Dienſtſtellen, denen ſie nach der Konfirmation oder
der Entlaſſung aus der Anſtalt zugeführt werden, ſo ſchlecht
führt, daß auch nur die Ueberweiſung in eine Anſtalt für
Schulentlaſſene übrig bleibt. Nach dem Durchſchnitt der letzten
3 Jahre iſt die Zahl ſolcher Zöglinge mit 120 nicht zu hoch ge
griffen. Für die Unterbringung dieſer Zöglinge würden an
Plätzen erforderlich ſein 312. Dieſem Bedürfniſſe gegenüber
ſtehen in der Provinz abgeſehen von der Lauchſtedter Anſtalt
nur 105 Plätze zur r v Unter dieſen Umſtänden iſt der
Provinzialverwaltung nichts übrig geblieben, als zu verſuchen,
den größten Teil dieſer Zöglinge außerhalb der Provinz,
in teilweiſe ſehr weit entfernt gelegenen Anſtalten unterzu-

bringen. Eine durchgreifende Beſſerung kann aber
nur durch Errichtung einer neuen, nach den Erfahrungen der
letzten Jahre eingerichteten r erreicht werden
dic nicht nur die bisher in Lauchſtedt untergebrachten Zöglinge,
ſondern auch den größten Teil der bisher an Anſtalten außer
halb der Provinz überwieſenen aufnehmen kann. Der Provinzial
Ausſchuß empfahl deshalb, eine ſolche Anſtalt zu errichten
und zwar durch den Provingzialberband ſelbſt.

er Berichterſtatter berichtete ſodann über die Beſichtigung
der Nordhäuſer Anſtalt durch die Kommiſſion. Dieſe
müſſe als eine Muſteranſtalt bezeichnet werden, der Betrieh
liege in vorzüglichen Händen und es ſei zu hoffen, daß die Er-
ziehungsarbeit gute Erfolge haben werde. Eine Angliederunghielt die Kommiſſion nicht für möglich, einen Neubau für zu koſt
ſpielig und empfahl ſchließlich r Unterbringung der Zög
linge in Privatanſtalten, da doch in Bälde mit einer Aenderung
des Fürſorgeerziehungsgeſetzes zu rechnen ſei, und zwar in den
Sinne, wie der frühere Oberbürgermeiſter Dr. Lentze erſt im
letzten Provinzial Landtage ausführte. Die Kommiſſion ſtellte
darauf folgenden Antrag:Der gegbingialiandkag wolle

A. den Antrag des Provinzialausſchuſſes auf
Errichtung einer eigenen Landeserziehungsanſtalt für ſchulent.
laſſene männliche Fürſorgezöglinge evangeliſchen Bekenntniſſes
zurzeit ablehnen.

B. den Provinzialausſchuß ermächtigen: I. einem oder
mehreren Vereinen, welche ſich verpflichten, bis zu 120 ſchulent-
laſſene, männliche Fürſorgezöglinge evangeliſchen Bekenntniſſes
nach den von der Provinzialverwaltung aufzuſtellenden Grund-
ſätzen anſtaltsmäßig zu verſorgen, 1. ein Darlehen a fonds perdu
bis zum Geſamtbetrage von 250 000 Mark, 2. ein mit 4 Prozent
zu verzinſendes und mit 2 Prozent zu tilgendes Darlehn bis zum
Geſamibetrage von 450 000 Mark unter folgenden Bedingungen
zu gewähren: a) daß die Darlehn hhypothekariſch eingetragen
werden und einſchließlich etwaiger Vorhypotheken den Taxwert
der Grundſtücke und der Gebäude der Anſtalten nicht überſteigen
b) daß bis zur völligen Rückzahlung der Darlehn in die Anſtalten
nur Zöglinge des Provinzialverbandes aufge-
nommen werden; c) daß Projekte und Koſtenanſchläge für neu
zu errichtende Anſtalten (einſchließlich der Auswahl des Ortes, an
welchen die Anſtalt errichtet wird) ſowie Haushaltspläne und
Jahresrechnungen der Anſtalten, der Verkauf und die Verpfän-
dung von Grundſtücken der Genehmigung der Provinzialverwal-
tung unterliegen und dieſer auch ſonſt Einfluß auf die Verwal
tung der Anſtalten und die Erziehung der Zöglinge in einem
vom Provinzialausſchuſſe zu beſtimmenden Umfange eingeräumt
wird; d) daß, wenn die Vereine dieſe Verpflichtungen nicht er
füllen oder in Konkurs geraten, die Darlehen ſofort zurückzu-
zahlen ſind; e) daß im Falle der Auflöſung der Vereine ihr ge
ſamtes Vermögen an den Probvinzialverband fällt. II. Die zur
Gewährung der Darlehen erforderlichen Mittel durch eine mit
4 Prozent zu verzinſende und mit 2 Prozent und den zuwachſen
den Zinſen zu tilgende Anleihe aufzunehmen.

C. Für den Fall, daß dieſer unter B angegebene Weg nicht
gangbar fein ſollte, den Provinzialausſchuß zu erſuchen, in eine
nochmalige Prüfung einzutreten, ob dem beſtehenden Bedürfnis
nicht vorläufig durch Erweiterung beſtehender Provinzialanſtalten
oder durch vermehrte Unterbringung in Privatanſtalten innerhal!
der Provinz Rechnung getragen werden kann. Zu dieſem Zwege
e dem Provinzialausſchuß 100 000 Mark zur Verfügung
geſtellt.

Als Kommiſſar des Fürſorgeweſens der Provinz Hannover
verbreitete ſich Paſtor Backhauſen- Hannover ſehr eingehen
über die Handhabung der Fürſorgeerziehung und deren Erfolge
auf Grund einer zwölfjährigen Erziehungsarbeit. Ueber den
Wert des Projektes äußerte ſich der Redner dahin, daß er be-
ſonders begrüße die innige Verbindung zwiſchen Landwirtſchaft
und Handwerk. Ferner ſei von Wert die kleine vorgeſehene ge
ſchloſſene Abteilung, weiter der Grundſatz der Familien-
erziehung, das in dem neuen Plane endlich zur Ausführung
gelangen ſoll. Die neue Anſtalt halte er aus erziehungspolitiſchen
Gründen für notwendig. Eine freie Anſtalt, die zu einem
Zentrum für die geſamte Erziehungsarbeit gemacht wird, ſei nur

zu empfehlen. eAbg. Kommerzienrat Beſtehorn-Aſchersleben kam zu dem
Schluß es iſt für die Provinz beſſer und billiger, eine eigene
Anſtalt zu bauen. Die Provinz bleibt dann Herr im Hauſe und
dies müſſe angeſtrebt werden. Abg. Bankier Krü gerHalber-
ſtadt empfahl den Antrag der Kommiſſion, da er den Mittelweg
darſtelle. Abg. Generaldirektor Duvign aus Magdeburg be
merkte, ſeine Beſtrebungen gingen dahin, mit geringeren Koſten
davonzukommen. Jetzt kommen auf den Kopf des Zöglings 7300
Mark, eine Summe, die im Vergleich zu anderen Städten und
Anſtalten uſw. als viel zu hoch bezeichnet werden müſſe. Man ſolle
modern bauen und praktiſch, aber ſo, wie vorgeſchlagen, iſt der
Plan zu teuer.

Landeshauptmann Frhr. von Wilmowski: Die Unter
lagen haben im Bureau ausgelegen und zu jedermanns Einſicht.
Hegen den Vorwurf, die Provinz baue zu luxuriös, müſſe er
Verwahrung einlegen; dies treffe keineswegs zu. Den Kom-
miſſionsantrag bitte er abzulehnen. Der Antrag des Provinzial
ausſchuſſes entſpreche allen Bedürfniſſen.
Abg. Landrat von Stegemann--Halberſtadt

längeren Ausführungen für
ſie ein.
Abg. Exzellenz von WedelPiesdorf: Die Notwendigkeit,eine Anſtalt für 120 ſchulentlaſſene Zöglinge zu wauen iſt

gerechtfertigt. Den Kommiſſionsantrag vittet er abzulehnen, da
der Nachweis fehle, welche Privatanſtalt die Erziehung von Für-
ſorgezöglingen übernehmen wolle.

Abg. Landrat v. Jakobi ſtellte folgenden Antrag: Der
Landtag wolle ſich grundſätzlich mit der Errichtung einer neuen
Landesheilanſtalt einverſtanden erklären und die hierfür vor-
geſehenen Summen im Haushaltsplan belaſſen. Die Provinzial-
Verwaltung wird erſucht, bei der nochmaligen genauen Prüfung
des Projektes dahin zu wirken, möglichſt eine Verminde-
rung der Koſten zu erwirken.

Eine lebhafte Geſchäftsordnungsdebatte entſtand nach der
Annahme des Antrages v. Jakobi darüber, ob mit
dieſem Antrage auch der Ort der Errichtung der neuen Anſtalt
feſtgeſetzt ſei.

Landeshauptmann Frhr. v. Wilmowski empfahl, die
Feſtſetzung des Ortes dem Provinzial-Ausſchuß zu überlaſſen.
Hiermit war der Vertreter von Delitz ſch, welche Stadt ſich auch
um die neue Anſtalt bewirbt, nicht einverſtanden; Abg.
Rampoldt legte Verwahrung ein und beantragte, die Wahl
ſolle der Landtag vornehmen. Abg. v. Wedel widerſprach
dieſer Auffaſſung und pflichtete den Ausführungen des Landes-
hauptmanns bei. Noch eine Reihe von Abgeordneten ſprach für
und wider dieſe Auffaſſung.

Ein Antrag, der Provinzial Ausſchuß ſolle das Ergebnis
ſeiner Beſchlußfaſſung dem nächſten Provinziallandtage vor
legen, wurde mit großer Mehrheit angenommen.

Nun ſtanden ſich zwei einander widerſprechende Beſchlüſſe
gegenüber, auf welche Tatſache Abg. v. Wedel mit Nachdruck
hinwies. Schließlich wurden beide Beſchlüſſe der Anſtalts-
kommiſſion zur nochmaligen Prüfung überwieſen. Ueber das
Ergebnis ſoll ſie morgen berichten.

Gewährung von Darlehen an private Er-
ziehungsanſtalten. Der Antrag lautet: Der Provinzial
landtag wolle den Provinzialausſchuß ermächtigen, privaten Er-
ziehungsanſtalten in der Provinz zur Errichtung von Neubauten
oder Vornahme von Verbeſſerungen mit 4 Prozent verzinsliche-
und mit 1 Prozent ſowie den Zinſen der getilgten Darlehns-
beträge zu tilgende Darlehn bis zum Geſamtbetrage von
300 000 Mark unter der Bedingung zu gewähren, daß 1. die
Darlehn hypothekariſch eingetragen werden und einſchließlich
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eiwaiger Vorhypotheken den Taxwert der Grundſtücke und der
Gebäude der Anſtalten nicht überſteigen; 2. die Anſtalten ſich
verpflichten, dem Provinzialverbande zur Unterbringung von
Fürſorgezöglingen für eine vom Provinzialausſchuſſe zu be
ſtimmende Zeit mindeſtens zwei Drittel ihrer Plätze zur Ver
fügung zu ſtellen. Der Landtag ſtimmte ohne weiteres zu.

Anſammlung eines Ausgleichsfonds. Brricht
erſtatter Oberbürgermeiſter Dr. Rive Halle. Die Kommiſſion
empfahl folgenden Antrag zur Annahme: Vom 1. April 16912
ab wird ein Ausgleichsfonds nach Maßgabe nachſtehender
Grundſätze angeſammelt: 1. Die Verwaltungsüberſchüſſe eines
jeden Rechnungsjahres ſind nur bis zum Betrage von 200
Mark in den nächſten oder zweitfolgenden Haushaltsplan einzu
ſtellen; 2. die den Betrag von 200 000 Mk. überſteigenden Ver
waltungsüberſchüſſe ſind dem Ausgleichsfonds ſolange zuzu-
führen, bis dieſer mit den aufgelaufenen Zinſen ſeiner Beſtände
die Höhe von 500 000 Mk. erreicht hat; 83. die Deckungsmittel für
etwaige Fehlbeträge eines und, ſofern die
Jahresüberſchüſſe den Betrag von 200000 Mk. nicht erreichen,
die zur Erreichnung dieſer 200 000 Mk. erforderlichen Er-
gänzungsbeträge ſind aus dem Ausgleichsfonds zu entnehmen,
ſelbſt wenn der Fonds die Höhe von 500 000 Mk. noch nicht er
reicht hat; 4. die den Jahresbetrag von 200 000 Mk. überſteigen-
den Verwaltungsüberſchüſſe ſind, ſobald der Fonds auf 500 000
Mark angewachſen iſt, zur beſchleunigten Schuldentilgung und
zur Deckung außerordentlicher Ausgaben zu verwenden; 5. die
Fondszinſen ſind, ſobald der Fonds 500 000 Mk. beträgt, demZaupthaushaltsplane als ordentliche Einnahme zuzuführen;
6. der Fonds iſt beſonders zu verwalten; ſeine Einnahmen und
Ausgaben ſind jährlich durch eine beſondere Rechnung nachzu
weiſen; 7. jede Entnahme von Beträgen aus dem Fonds be-
darf der Genehmigung des Provinziallandtages. Der Landtag
ſtimmte zu.Srhohung des Pflegeſatzes für die von der
Provinzialverwaltung in den Neinſtedter An
ſtalten unter gebrachten Pfleglinge. Bericht
erſtatter Bürgermeiſter Schmelz-Burg. Der Antrag der
Kommiſſion: „Der Landtag wolle genehmigen, daß das Pflege
geld für die von der Provinzialverwaltung in den Neinſtedter
Anſtalten zu Neinſtedt a. H. untergebrachten Pfleglinge (Jdioten,
Blöde, Epileptiker) von 1,41 Mk. auf 1,45 Mk. für den Kopf und
Tag widerruflich erhöht wird,“ wurde angenommen.

Bericht der Haushalts kommiſſion über den
Haupthaushaltsplan für die Rechnungsjahre 1912
und 1913, den ungedruckten Beſoldungsplan und die Pro-
vinzialausſchußvorlage betreffend Schaffung von zwei
Landesaſſeſſorenſtellen für die Landes-Ver-
ſicherungsanſtalt. Berichterſtatter: die Abgg. Banſi
und Steckner. Abſtriche ſind gemacht nach den Beſchlüſſen
des Landtages bei den dauernden Ausgaben: 8000 Mk.
vom Bedürfniszuſchuß an die Arbeits- und Landarmenanſtalt in
Moritzburg, 20000 Mk. Viehſeuchen-Entſchädigungen nach den
neuen Satzungen, 8000 Mk. vom Zuſchuß an die Stadt Erfurt
für das zu übernehmende Voigtſche Lehrinſtitut; bei den ein-
maligen und außerordentlichen Ausgaben: Bei
der Landesheilanſtalt Uchtſpringe für den Bau eines Pfarr-
hauſes 35 000 Mk., bei der neu zu errichtenden Provinzial-Heil-
anſtalt 17 500 Mark.

Erhöhungen wurden dauernd bewilligt: 7300 Mk. Zu-
ſchüſſe an die Privatanſtalten in Neinſtedt und einmalige außer-
ordentliche Ausgaben: Anleihe für die Unterſtützung von Privat-
anſtalten 350 000 Mk., weitere Poſten behält ſich die Haushalts-
kommiſſion vor.

Die einzelnen Abſtriche und Erhöhungen
werden ohne Widerſpruch genehmigt, ebenſo die
übrigen Anträge der Haushaltskommiſſion.

Abg. von Schenck beantragt, dem Erſuchen näher zu
treten, in unſerer Provinz eine öffentliche Lebensver-
ſicherung und eine Landbank einzurichten. Abg. Ge-
heimrat Steckner- Halle verwahrt die Privatgeſellſchaften
gegen den Vorwurf, daß ſie die Jntereſſen der Verſicherten nicht
wahrnähmeni. Der Vorteil einer öffentlichen Lebensverſicherungs-
anſtalt ſei ſehr zweifelhaft und habe ſchon jetzt keinen Erfolg.
Auch Abg. Ludewi g-Erfurt polemiſiert gegen den Vorſchlag des
Antragſtellers; es ſei in der Provinz kein Platz mehr für ſolche
neuen Anſtalten.

Oberpräſident Exzellenz von Hegel antwortet darauf, daß
der Miniſter des Jnnern der öffentlichen Lebensverſicherung das
lebhafteſte. Jntereſſe entgegenbringe. Daß kein Platz mehr für
eine neue Anſtalt ſei, wäre unzutreffend. Halle, wo erſt eine
neue Anſtalt gegründet worden iſt, beweiſe das Gegenteil. Die
öffentliche Lebensverſicherung ſolle vor allen Dingen in die länd-
lichen Kreiſe getragen werden, die einer Verſicherung jetzt noch
fernſtehen. Es ſoll dadurch die zunehmende Verſchuldung der
ländlichen Grundſtücke bei der Erbteilung verhindert werden.
Die Angelegenheit verdiene wohl eine eingehende Prüfung ſeitens
des Provinzialausſchuſſes.

Abg. Oberbürgermeiſter Schneider Magdeburg nimmt
einen vermittelnden Slandpunkt ein, obwohl auch er eine neue
öffentliche Lebensverſicherung für nicht unbedingt nötig erachtet,
da ſie vorausſichtlich den Aufgaben nicht gewachſen ſei.

Der Antrag Schenck wird darauf ange
nommen.

Jntereſſant war die Beſprechung der Provingzialabgaben.
Obwohl ſich das Steuerſoll auf 36 600 000 Mark vermehrt hat,
ſchlägt die Haushaltskommiſſion vor, doch 15 Prozent zu er-
heben und etwaige Ueberſchüſſe dann dem Ausgleichsfonds zu
überweiſen.

Der Landtag beſchließt demgemäß
ſtellt den Etat wie vorgetragen feſt

Damit war die Tagesordnung erledigt.
Nächſte Sitzung Dienstag vormittag 2810 Uhr.

Oeffentliche Stadtverordnetenſitzung.
Halle a. S., 18. März.

Vorſitzender: Stellvertretender Vorſteher Juſtizrat Föhring.
Eingegangen ſind mehrere Eingaben. Die Mitglieder des

Stadttheaterorcheſters bitten um eine höhere ſtädtiſche
Beihilfe. Dieſe Eingabe wird auf mehrere Wochen zurückgelegt,
bis der Magiſtrat dazu Stellung genommen haben wird. Eine
Bitte um Erhöhung des Ruhegehalts, ſowie eine weitere Eingabe
der Petrusgemeinde und des Cröllwitzer Frauenvereins mit der
Bitte um Errichtung einer Kinderbewahranſtalt in Cröllwitz wird
dem Petitionsausſchuß überwieſen. Dem Rechts und Ver-
faſſungsausſchuß wird die Eingabe eines Feuerwehrmannes um
Bewilligung von Ruhegehalt zugewieſen.

Hierauf wird die Erledigung der Tagesordnung vorgenommen.
1. Erweiterung des Straßenbahnnettzes. Der

Magiſtrat ſteht mit dem Kreis- Ausſchuß des Saalkreiſes ſeit
Oktober v. J. wegen Betriebs einer Straßenbahn
nach Büſchdorſf-Schönnewitz und Reideburg in
Verbindung. Von vornherein hat er in Uebereinſtimmung mit
der Straßenbahn Deputation dieſen Plan als im Jntereſſe der
Stadtgemeinde liegend angeſehen. Denn die ſtädtiſche Straßen
bahn muß, da ihre Linien kein Hinterland beſitzen, das durch
Ausdehnung der Bebauung eine Vermehrung der Fahrgäſte von
ſelbſt ergibt, im allgemeinen beſtrebt ſein, neues Gebiet zu er
ſchließen. Weiter kann nicht beſtritten werden, daß gerade der
Oſten der Stadt einer engeren Verbindung mit ihrem Jnnern
dringend bedarf. Endlich erſchien es angezeigt, der Allge-

und

meinen Elektrizitäts-Geſellſchaft, die ſchon mit
der Gemeinde Büſchdorf wegen Ausführung jener Bahnlinie in
Verhandlung getreten war, um ſo mehr zuvorzukommen, als An
zeichen vorlagen, daß nicht nur eine einfache Straßenbahn, ſon
dern eine mit der Linie Halle-- Merſeburg zu verbindende Fern

bahn beabſichtigt wird. Der Magiſtrat hat daher bereits vor
Einigung mit dem Kreisausſchuß für nötig er die Ge
nehmigung einer Bahnlinie vom Marktplatz- Halle
nach Reideburg bei der Bahnaufſicht zu beantragen, indem
er ſich vorbehielt, die Feſtſtellung der Beteiligung des Kreisaus-
ſchuſſes einem ſpäteren Abkommen zu überlaſſen. Jn letzterer
Beziehung war man zunächſt von dem Gedanken r daß
der Kreis eine gewiſſe Zinsgewährleiſtung bieten ſolle. Später
trat der Plan auf, Gewinn und Verluſt zwiſchen Kreis und Ge-
meinde nach der Länge der Bahn und dem Verkehr in den beider
ſeitigen Gebieten zu verteilen. Mit Rückſicht aber auf die
Schwierigkeit eines hierfür geeigneten Maßſtabes iſt der De
ſchließlich zu der Ueberzeugung gekommen, daß es das ge
meſſenſte ſei, die Bahn und zwar zunächſt unter Beſchränkung
auf die Strecke bis Schönnewitz auf alleinige Koſten der Stadt
gemeinde zu bauen und mit dem aus dem ſtädtiſchen Elektrigzi
tätswerk entnommenen Strome zu betreiben. Aus dem aufge
ſtellten Bauplan ergibt ſich, daß der Streckenausbau innerhalb
der (2,4 Kilometer), da die Mitbenutzung der Linie
der Stadtbahn vom Hauptbahnhof bis zur Freiimfelderſtraße
durch S 6 des Vertrages m 5. April 1906 n iſt,
40 000 Mark, der Streckenausbau außerhalb der Stadtgrenze
(3 Kilometer) 158 000 Mark, und das rollende Material 120 000
Mark oder die geſamte Herſtellung 318 000 Mark koſtet. Ebenſo
iſt aus der vorgelegten Gewinnberechnung zu erſehen, daß einſchl.
der c w. und reichlicher Tilgung des Anlagekapitals mit
rund 32 000 Mark eine Geſamtjahresausgabe von rund 98 000
Mark erwachſen wird, zu deren Deckung eine Beförderung vontäglich 2700 Perſonen (10 Pf.-Tarif bis Marktplatz) erforderlich

iſt. Ob dieſes Ziel von vornherein erreicht wird, erſcheint
Da aber erfahrungsgemäß das Vorhandenſein einer

traßenbahn den Verkehr und den Anbau des beteiligten Stadt-
teils ungewöhnlich hebt, glaubt der Magiſtrat, in nicht zu ferner
Zeit Gewinne aus der Linie erwarten zu können. Demgemäß
beantragt er in Uebereinſtimmung mit der StraßenbahnDepu-
tation, StadtverordnetenVerſammlung wolle ſich zunächſt
grundſätzlich mit dem Bau und Betrieb einer Straßenbahn
in vorbemerktem Umfange unter der Vorausſetzung einverſtandenerklären, daß ſeitens des Kreisausſchuſſes und er beiden be

teiligten Landgemeinden keine weiteren erſchwerenden Be
dingungen auferlegt werden, als in dem Schreiben des Kreisaus-
ſchuſſes vom 25. v. M. enthalten ſind, und daß ebenſo die in der
Konzeſſion der Landespolizeibehörde geſtellten Bedingungen an
nehmbar erſcheinen.“ Nach Klärung dieſer Vorausſetzungen
werden die e erräe zur Zuſtimmung vorgelegt und die end
gültige Bewilligung der vorbezeichneten Baumittel aus
der Anleihe von 1910, deren Programm 3 Millionen Mark für
Straßenbahnzwecke nachweiſt, beantragt werden. Bericht
erſtatter Stadtv. Michel befürwortet namens des Etatsaus-
ſchuſſes die Annahme dieſer Vorlage. Mit Ausnahme des
Stadtv. Reuß ſprechen ſich alle Redner für dieſen Plan aus.
Gegen 2 Stimmen wird dieſe Vorlage angenommen.
2. Ausbau des Gaswerkes I. Der Magiſtrat legte

einen Bauplan vor, wonach die Gasanſtalt J auf 120000 Kubik-
meter höchſte Tagesleiſtung ausgebaut werden ſoll. Die Koſten
hierfür ſind auf 960 000 Mark veranſchlagt worden. Die Stadt
verordneten genehmigen vorerſt einen Teilbetrag von 603 000
Mark aus Anleihemitteln für die Ofenanlagen, über die baulichen
Anlagen ſoll ſpäter beſchloſſen werden, da die Aufſtellung des
Koſtenanſchlages zunächſt einer Nachprüfung unterzogen werden
ſoll. Berichterſtatter: Stadtv. Höſchele.

3. Verſtärkung der Gtatsſtelle VI, AIIs
Reiſekoſten. Die Verſammlung beſchließt, die Etats-
ſtelle VI, AII3, „Dienſtreiſen und Reiſekoſtenentſchädigungen
für perſönliche Vorſtellungen“ für das Rechnungsjahr 1911 um
1500 Mark aus Kap. XX11 des Hauptetats zu verſtärken.
Berichterſtatter Stadtv. Döhler.

4. Landverkauf Steinweg 12. Der Photograph
Richard Schröder will auf ſeinem Grundſtück Steinweg 12 einen
Neubau in der planmäßigen Fluchtlinie errichten. Nach dieſer
entfällt eine Parzelle von 13 Quadratmetern Größe aus der
Straße zum Grundſtück. Schröder hat ſich erboten, der Stadt
gemeinde für das Land 75 Mark für den Quadratmeter zu zahlen.
Die Verſammlung erklärt ſich damit einverſtanden. Bericht
erſtatter Stadtv. Grempler.

5. Fluchtlinienänderung Ecke Reilſtraße und
Angerweg. Der durch Gemeindebeſchluß feſtzeſetzte Flucht
linienplan für den Angerweg zwiſchen Reilſtraße und Halber-
ſtädter Eiſenbahn ſieht für die ſüdöſtliche Ecke an der Reilſtraße
einen ſpitzen Winkel vor. Es empfiehlt ſich um des Verkehrs
willen, die ſeinerzeit feſtgeſetzte Fluchtlinie an dieſer Stelle auf
zuheben und ihr eine andere Führung zu geben. Wird genehmigt.

Berichterſtatter Stadtv. Boecke.
,s. Höhenlage für die Talſtraße zwiſchenHeideweg und Birkenallee. Für die Talſtraße zwiſchen

Hrideweg und Birkenallee iſt ein Höhenplan noch nicht feſt
geſetzt worden. Die fluchtlinienplanmäßige Feſtſtellung der
Höhe iſt jedoch geboten. Die Verſammlung ſtimmt der Feſt-
ſetzung des vorgelegten Höhenplanes für die vorgenannte Strecke
der Talſtraße, der den jetzt örtlich beſtehenden Zuſtand beibehält,
zu. Berichterſtatter Stadtv. Schulz e.

.7. Nach bewilligung für Erneuerung der
Heizanlage im Hoſpital. Verſammlung nachbewilligt
die bei Ausgabetitel B 2 des Hoſpitaletats mit 659,51 Mk. ein-
getretene Ueberſchreitung aus dem Hoſpitalvermögen. Bericht-
erſtatter Stadtv. Dehne.

8. Neubau eines Sparkaſſfengebäudes. Hierüber
berichten die Stadtvv. Borcke und Colberg. Der bei dem
Wettbewerb mit dem 1. Preiſe gekrönte Vollſche Entwurf iſtvom Vorſtande der Sparkaſſe nicht angenommen worden, ſon-

dern der des Berliner Architekten Jertz wegen der geſchickten
Grundrißlöſung in allen Geſchoſſen. Die weitere Bearbeitung
ſeines Entwurfes und die Bauausführung lehnte aber Fertz ab,
ſondern verwies den Vorſtand an ſeinen Chef, den Regierungs
baumeiſter Jeſſen in Berlin. Eine Neubearbeitung machte ſich
ſchon darum nötig, weil noch inzwiſchen die Bauſtelle Rathaus-
ſtraße 6a hinzugekauft worden war. Die Koſten ſind auf 605 000
Mark veranſchlagt worden. Der Bauausſchuß hat aber ſich mit
der Bauausführung durch Jeſſen nicht einverſtanden erklärt,ſondern will das Bochbauamt damit betrauen. Der Finanz
ausſchuß hat ſich mit 4 gegen 4 Stimmen ablehnend ausgeſprochen.
Stadtv. Kühme beantragt Vertagung, um zu verſuchen, daß
ein Grundſtück, das ſich an der Rathausſtraße in den Bau ein
ſchieben würde, erworben wird, damit ein wahrhaft monumen-
tales Bauwerk errichtet werden kann. Stadtv. Kallmeher be
antragt, den Entwurf Jeſſens anzukaufen für den Fall, daß das
Hochbauamt mit der Ausführung des Baues beauftragt wird.
Der Antrag des Stadtv. Kühme wird abgelehnt, der Antrag des
Bauausſchuſſes angenommen, daß die Magiſtratsvorlage abge
lehnt und dem ſtädtiſchen Hochbauamt die Ausführung des Baues
r wird. Der Antrag des Stadtv. Kallmeher wird ab
gelehnt.

9. Verwendung der Warenhausſteuer aus 1011.
Die Stadtverordneten erklären ſich damit einverſtanden, daß der
Ertrag der Warenhausſteuer des Rechnungsjahres 1911 in Höhe
von 14 764,77 Mk. dazu verwendet wird, von der Gewerbeſteuer
klaſſe IV den beiden unterſten Stufen die volle Jahresſteuer zu
erlaſſen. Berichterſtatter Stadtv. Pfautſch.

10. Ehrenpreis für den kynologiſchen Verein
„Cäſar“. Der Magiſtrat hat beſchloſſen, dem kynologiſchen
Verein „Cäſar“ zu Halle a. S. auf ſeinen Antrag 100 Mk. als
Ehrenpreis der Stadt Halle a. S. für die am 4. und 5. Mai d. J.
im „VBellevue“ beabſichtigte 3. große Ausſtellung von Hunden aller
Raſſen zu überweiſen. Die Stadtverordneten gaben hierzu ihre
Zuſtimmung. Berichterſtatter Stadtv. Döhler.

Hierauf wird Entlaſtung einer Anzahl Rechnungen aus
geſprochen.

unteren Vermögensſtufen iſt.

Vom neuen Friedhof an der Deſſauer Straße werden drei
Parzellen bis 31. Oktobex für 30 Mk. den Morgen verpachtet.

ach geſchloſſene Sitzung.

Provinz Sachſen und Umgebung.

Vermögen und Vermögensbildung
in der Provinz Sachſen.

Nachdem ſoeben die ſtatiſtiſchen Ermittelungen über die Er-
e der Ergänzungsſteuerveranlagung für die Jahre 1911 bis
913 (Veranlagungsergebniſſe erſter Jnſtanz) abgeſchloſſen ſind,

beſteht die Möglichkeit, einen Ueberblick über die derzeitigen Ver-
mögen und ihre Weiterbildung ſeit der vorletzten Veranlagung zu
v Das Ergebnis beträgt für die Veranlagungsperiode 1911
is 1913 und den Umfang des preußiſchen Staates insgeſamt

104 057 Millionen Mark Geſamtvermögen gegen 91 653 Millionen
Mark Veranlagung im Jahre 1895. Hierbei iſt zu berückſichtigen,
daß alle Vermögen unter 6000 Mark u Betracht bleiben, weil
ſie ſteuerfrei ſind. Jn der Provinz Sachſen ergab die Ver-
anlagung ein Geſamtvermögen von 8812,247 Millionen Mark.
Davon entfallen auf die Städte der Provinz 4712,251 Millionen
Mark, auf die ländlichen Gemeinden mit über 2000 Einwohnern
437,325 Millionen Mark, und auf die übrigen ländlichen Ge-
meinden 3662,671 Millionen Mark. Jn der Provinz Sachſen
ſind an dem veranlagten Vermögen insgeſamt 166 151 veranlagte
Zenſiten (gegen 149 739 der vorigen Veranlagung) beteiligt. Von
dieſen ſind mit einem Vermögen von 6000--20 000 Mark 78 878
(bei der vorigen Veranlagung 67 337) veranlagt, mit einem Ver-
mögen von 20 000-32 000 Mark 29 758 (28 009), mit 32 000 bis
52 000 Mark 23 626 (22 321), mit 52 000--100 000 Mark 19 405
(18 314) mit 100 000-—200 000 Mirk 8691 (8266), mit 200 000 bis
500 000 Mark 4144 (3909), mit 500 000--1 Million 1021 (979), mit
1--2 Millionen Mark 407 (420), und mit einem Vermögen von
mehr als 2 Millionen Mark 221 (184) veranlagt. Die Prozent-
zahlen ergeben, daß die Vermögensbildung am ſtärkſten in den

Von den Zenſiten mit einem
Vermögen von mehr als 2 Millionen Mark wurden veranlagt für
1911--1913 mit einem Vermögen von 2--5 Millionen Mark 178
(147), mit einem Vermögen von 5--10 Millionen Mark 29 (27),
mit einem Vermögen von 10--15 Millionen Mark 8 (5), mit
einem Vermögen von 15--20 Millionen Mark 3. (2), und mit
einem Vermögen von mehr als 20 Millionen Mark 3 (3). Die
Provinz Sachſen hat hiernach 628 „veranlagte“ Millionäre.

Amtsniederlegung und Beamtenprivileg.
Nach dem Geſetz vom 16. Juni 1909 haben die vom 1. April

1909 ab angeſtellten Beamten, Lehrer uſw. von ihrem Dienſt-
einkommen uneingeſchränkt zur Gemeindeeinkommenſteuer bei-
zutragen, ſo weit ſie 125 Prozent nicht überſteigt. Dadurch iſt
für dieſe Beamte das ſogenannte „Beamtenprivileg“' zum Teil
beſeitigt. Für die vor dem 1. April 1909 angeſtellten Beamten
gilt es wie bisher fort. Vor den Verwaltungsgerichten ſchweben
urzeit mehrere Steuerprozeſſe, die die Auslegung der neuen Beſmcrnng betreffen. Eine wichtige Entſcheidung hat vor kurzem

das Oberverwaltungsgericht in einem Rechtsſtreite
eines in Halle angeſtellten Fortbildungsſchullehrers
wider den Magiſtrat gefällt. Der Kläger wurde vom Magiſtrat
ohne Zubilligung des Beamtenprivilegs zur Gemeindeeinkommen-
ſteuer herangezogen, da er am 1. Oktober 1909 nach Halle be-
rufen worden war und vorher 216 Jahre die Handelshochſchule
in Leipzig beſucht hatte, um ſich auf den neuen Beruf vorzu-
bereiten. Aber früher war der betreffende Fortbildungsſchul-
lehrer bereits 7 Jahre Volksſchullehrer. Der Bezirksausſchuß
wies die Klage ab. Er führte aus, daß, wenn der Kläger auch
vor dem 1. April 1909 einmal Lehrer geweſen ſei, er doch vor
dieſem Tage ſein Amt niedergelegt und erſt ſpäter wieder ange-
treten habe. Deshalb käme die frühere Zeit nicht in Betracht.
Dagegen hob das Oberverwaltungsgericht dieſe Entſcheidung des
Bezirksausſchuſſes auf und erkannte an, daß dem Kläger das Be-
amtenprivileg zuzubilligen ſei. Maßgebend ſei, daß der Be-
treffende vor dem 1. April 1909 einmal, wenn auch nur vorüber-
gehend, die Beamteneigenſchaft erlangt habe. Das
ſei hier der Fall; deshalb ſei die Heranziehung zur Gemeinde-
einkommenſteuer in dem vom Magiſtrat vorgeſehenen Umfange
nicht zuläſſig.

44 Küllſtedt (Eichsfeld), 17. März. (Ein Näherinnen-
ſt re ik) iſt hier ausgebrochen. Wegen Lohnſtreitigkeiten legten
die ſämtlichen Näherinnen der Firma J. Müller geſtern nach-
mittag die Arbeit nieder.

Aus Halle und Umgebung.
Halle a. S., den 19. März 1912.

Lutherſpende zum Reformationsjubiläum 1917. Der
Lutherverein zur Erhaltung der deutſchen evangeliſchen Schulen
Oeſterreichs veröffentlicht die zweite Quittung über die für ſeine
„Lutherſpende“ eingegangenen oder gezeichneten Gaben. Mit
freudigem Dank wird berichtet, daß es mit dieſem groß
angelegten Werk glaubensbrüderlicher Liebe weiter vorwärts ge-
gangen iſt. Das erſte Hunderttauſend der Millionenſtiftung iſt
geſammelt. Auch in Preußen beginnt ſich eine rege Sammel-
tätigkeit zu entfalten.

Letzte Telegramme.
Der Bundesratsausſchuß für auswärtige Angelegenheiten.

Berlin, 19. März. Wie aus München gemeldet wird,
tritt am nächſten ries der Bundesratsausſchuß für aus-
wärtige Angelegenheiten unter dem Vorſitze des bayeriſchen
Miniſterpräſidenten Freiherrn von Hertling in Berlin zu-
ſammen.

Von der neuen Reichsverſicherungsanſtalt.
Berlin, 19. März. Zum Vorſitzenden der neuen Reichs

verſicherungsanſtalt für Angeſtellte iſt der vortragende Rat
im Reichsamt des Jnnern Koch gewählt worden. Zu Direk-
toren wurden der Geh. Ober-Regierungsrat Dr. Beck-
mann und das Mitglied des Reichsverſicherungsamtes Dr.
Lehmann gewaählt.

180 Anzeigen wegen Streikvergehen.
Bochum, 19. März. Bei der hieſigen Staatsanwalt-

ſchaft ſind bisher ungefähr 180 Strafanzeigen wegen Streik-
vergehen anhängig gemacht worden.

Die Luftſchiffahrt.
Bonn, 19. März. Der geſtern vormittag hier aufge-

ſtiegene Ballon „Prinz Adolf“ geriet in einen heftigen
Schneeſturm und erreichte eine Höhe von 2740 Meter. Dem
Führer gelang es, am Nachmittag um 41 Uhr bei Hövelhof
im Kreiſe Paderborn glatt zu landen.

Die verhängnisvolle Exploſion in Texas.
San Antonio (Texas), 18. März. Die Zahl der bei der

Lokomotivkeſſelexploſion umgekommenen Perſonen beträgt
nach den bisherigen Feſtſtellungen 25. Jn der Grobſchmiede
wurden allein 15 Leichen aufgefunden. Der vordere Teil
der explodierten Maſchine wurde auf ein in einiger Ent-
fernung befindliches Haus geſchleudert, durchſchlug das Dach
und zerſtörte drei Zimmer.
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Dienstag

Abgeordnetenhaus.
Sitzung vom 18. März 1912.

Am Miniſtertiſch: Miniſter des Innern v. Dallwitz und Han
delsminiſter Dr. Sydow.

Präſident Frhr. v. Erffa
15 Minuten.

Auf der Tagesordnung ſtehen die Interpellationen der Kon

eröffnete die Sitzung um 11 Uhr

ſervativen, Freikonſervativen, Nationalliberalen, Freiſinnigen
und des Zentrums betreffend den Bergarbeiterſtreik im Ruhr-
kohlenrevier.

Auf Anfrage des Präſidenten erklärte ſich Miniſter Dr. Sydow
bereit, die Interpellationen heute zu beantworten.

Abg. Stroſſer (Konſ.) begründete die Interpellation der Kon
ſervativen. Jm weſentlichen kommen bei dem Streik politiſche
Momente in Frage. Die chriſtlichen Gewerkſchaften haben die
Beteiligung am Streik abgelehnt, weil ſie für einen Sympathie
ſtreik mit den engliſchen Bergarbeitern nicht zu haben ſind. Jn
der Antwort auf die Eingabe der drei Arbeiterverbände an die
Zechenverbände wieſen dieſe auf die bereits erfolgte Lohnſteige-
rung hin. Vom 1. April ab, nach der geplanten Preiserhöhung
für Kohlen, würden die Löhne eine weitere Erhöhung erfahren.
Die Bergarbeiter wollen bei dem Streik die Konjunktur aus
nutzen. Der Streik iſt ohne Jnnehaltung der Kündigunggsfriſt,
alſo unter direktem Kontraktbruch in Szene geſetzt. Er iſt eine
Kraftprobe und zielt auf die Zertrümmerung der chriſtlichen Ge
werkſchaften ab. Die öffentliche Meinung iſt ganz im Gegenſatz
zu dem Streik von 1905 diesmal ganz auf Seiten der Arbeits-
willigen. Wir wollen das Koalitionsrecht nicht antaſten, wir ver
langen nur, daß es innerhalb der geſetzlichen Schranken ausgeübt
wird. Die Streikenden haben ſich vielfach Ausſchreitungen zu
Schulden kommen laſſen. Den Polizeibeamten gebührt für ihre
ſchwere verantwortungsvolle Tätigkeit im Streikgebiet der Dank
des Vaterlandes. In den Augen der Sozialdemokraten aber ſind
es Bluthunde! Wir verlangen unter allen Umſtänden einen nach
drücklichen Schutz der Arbeitswilligen. Wir verlangen gemäß
unſerem Programm Schutz der vaterländiſchen Arbeit, Hochhal-
tung von Chriſtentum, Monarchie und Vaterland und Wahrung
der Autorität. (Beifall rechts).

Abg. Freiherr v. Zedlitz (Freikonſ.): Auch wir ſind der An
ſicht, daß bei dieſem Streik politiſcheMomente eine große Rolle ſpie
len, und daß der dieſen Streik führende ſozialdemokratiſche Berg-
arbeiterverband darauf ausgeht, die ihm unbequemen chriſtlichen
Gewerkſchaften von innen und von außen zu zerſtören, um ſo im
Ruhrgebiet die Alleinherrſchaft auszuüben. Ein großer Teil der
Streikenden, wohl die Hälfte, nimmt nur gezwungen an dem
Streik teil, der der inneren Berechtigung entbehrt. Bei dieſer
Sachlage iſt die Vermittlung der Regierung nicht am Platze. Sie
hat nur mit allen ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln die Arbeits-
willigen zu ſchützen. Jedenfalls erwarten wir, daß die vorhan
denen Machtmittel mit vollem Nachdruck hierzu angewandt wer-
den. Dann wird die ſozialdemokratiſche Machtprobe ſo verlaufen,
wie wir es im Intereſſe des wirtſchaftlichen Friedens wünſchen,
daß aus der Bewegung eine Niederlage der Sozialdemokratie
wird. (Lebhafter Beifall rechts; Ziſchen bei den Sozialdemokra-
ten. Abg. Dr. Liebknecht: Jnfame Heuchelei! Große anhaltende
Unruhe im ganzen Hauſe.)

Präſident Freiherr v. Erffa rief den Abg. Dr. Liebknecht zur
Ordnung und wiederholte den Ordnungsruf, als der Abg. Dr.
Liebknecht den Ausdruck „infame Heuchelei“ wiederholte.

Abg. Dr. Friedberg (Natl.): Die Forderungen der ſtreikenden
Bergarbeiter ſind zum großen Teil unerfüllbar. Außerdem haben
die Zechenbeſitzer eine neue Lohnerhöhung verſprochen. Mit Recht
haben dieſe auch eine Verhandlung mit den Bergarbeiterorganiſa
tionen, beſonders mit dem ſozialdemokratiſchen Alten Verband ab
gelehnt. Eine Lohnerhöhung um 15 Prozent würde eine unge
heure Vermehrung der Produktionskoſten hervorrufen. Es handelt
ſich bei dem Streik nur um eine Machtfrage. Wir erkennen an,
daß die Regierung in vollem Umfange ihre Pflicht zum Schutz der
Arbeitswilligen erfüllt hat. Ein Beweis dafür iſt der Rückgang
der Zahl der Streikenden. (Beifall.)

Abg. Dr. Pachnicke (Fortſchr. Vpt.) Unſer Hauptbeſtreben
geht dahin, eine Verſtändigung zwiſchen beiden Parteien herbeizu-
führen. Wir teilen nicht die im Herrenhaus kundgegebene Auf-
faſſung, daß man durch Ströme von Blut waten müſſe, um zum
Frieden zu gelangen. Jm Gegenſatz zum Abg. Dr. Friedberg
ſehen wir die Urſache des Streiks in der Hauptſache
in der Lohnfrage. Die Löhne haben zu allermeiſt noch nicht
den Stand von 1907 erreicht. Die Forderung der Erhöhung um
15 Prozent iſt allerdings zu hoch, aber ſie war auch nur ein Ver-
handlungsobjekt. Geſtern haben die Bergarbeiter erklärt, daß ſie
auch mit 10 Prozent zufrieden geweſen wären. Berechtigt ſind auch
die Forderungen nach Errichtung des paritätiſchen Arbeitsnach-
weiſes und nach Einſchränkung desStrafweſens. Ob aber der Streik
wegen dieſer Urſachen berechtigt war, erſcheint auch mir fraglich.
Er iſt begonnen worden, bevor alle friedlichen Mittel erſchöpft
waren. Militär darf nur für den äußerſten Notfall herangezogen
werden. Die Heranziehung von Militär kann leicht aufreizend
wirken und den Anſchein erwecken, als ſtehe der Staat mit ſeinen
Machtmitteln auf Seiten der Unternehmer. Nach unſerer Auf-
faſſung bedarf es einer Verſchärfung des Strafgeſetzes zum Schutz
der Aufrechterhaltung der Ordnung nicht. Es liegen für die Re
gierung insbeſondere wirtſchaftspolitiſche Gründe vor, um das Un
heil aufzuhalten. Eine geeignete Inſtanz zur Vermittlung er-
blicken wir in der Arbeitskammer. Deshalb empfehlen wir die
Wiedereinbringnug eines entſprechenden Geſetzes ſowie die
Schaffung eines Reichseinigungsamtes. (Beifall links.).

Abg. Jmbuſch (Ztr.) begründete die Interpellation des Zen-
trums. Auch wir ſind der Meinung, daß die Lohnfrage die
Haupturſache des Streiks iſt, da die Löhne im allgemeinen nie-
driger ſind als 1907. Aber der Streik im gegenwärtigen Augen
blick iſt ein Unglück für die geſamte Bergarbeiterſchaft. In dieſem
Jahre haben die Chriſtlichen nicht mitgemacht, weil ſie abwarten
wollten, ob die Zechenherren ihr Verſprechen auf Erhöhung der
Löhne auch einlöſen würden. Was man durch einen Streik hätte
erreichen können, hatten die Zechenbeſitzer ſchon verſprochen. (Hört!
hört!) Die Sozialdemokraten fordern immer die Beſeitigung der
Überſchichten und gerade ſie ſind diejenigen, die die meiſten Über
ſchichten machen, ſich geradezu zu ihnen drängen, auch zu denen an
Sonntagen. Der Streik als Sympathieſtreik für England war eine
Torheit. Die Engländer haben bei dem Streik 1905 uns umfang
reiche Abſatzgebiete abwendig gemacht, die wir uns jetzt hätten
wiederholen können: denn in dieſer Frage müſſen die Intereſſen
der Arbeiter und Zechenbeſitzer die gleichen ſein. Auch wir wollen
das Koalitionsrecht voll aufrechterhalten wiſſen und wünſchen keine
Ausnahmegeſetze. Aus dem Kampf, der unſer Wirtſchaftsleben
Kchwer erſchüttert werden die Sozialdemokraten nicht als Sieger
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Handelsminiſter Dr. Sydow: Der Stellvertreter des Reichs
kanzlers hat bereits im Reichstag erklärt, daß es ſich bei dem
Streik in erſter Linie um eine preußiſche Angelegenheit handelt,
für die die preußiſche Geſetzgebung und der preußiſche Landtag
zuſtändig ſind. (Sehr richtig! rechts.) Auf der Lohnbewegung
wird als eine der Urſachen des Streiks hingewieſen. Das Ende
des Jahres 1907 und der Anfang des Jahres 1908 werden als
der Höhepunkt inbezug auf die Löhne gegenüber der ganzen frühe
ren Zeit angeſehen. Im Jahre 1908 kam die Konjunktur ins
Stocken und die Löhne ſanken. 1910 wurde die wirtſchaftliche Lage
wieder beſſer, und die Arbeiterorganiſationen traten deswegen mit
der Bitte um Lohnaufbeſſerung hervor. Da dieſe Forderungen
mit dem Hinweis auf ein weiteres Sinken der Kohlenpreiſe abge
lehnt wurden, beſchloß der chriſtliche Gewerkverein, ſich abwartend
zu verhalten, während der ſogenannte Dreibund auf Grund einer
von dem internationalen Arbeiterkomitee am 27. Januar 1911 in
Dover gefaßten Reſolution beſchloſſen, die Lohnbewegung weiter
zu verfolgen. (Hört! hört!) Da im Jahre 1911 die ſteigende Kon
junktur anhielt, kam Ende dieſes Jahres die Lohnbewegung wie
der in Fluß. Es kamen die bekannten Eingaben der drei Arbeiter
verbände an die Zechenverbände und die Zechenbeſitzer. Am
7. März haben wir uns mit den Zechenbeſitzern in Verbindung
geſetzt und ſie erſucht, dieſe Fragen mit den Arbeiterausſchüſſen zv
behandeln. Zu derſelben Zeit fand die bekannte Beſprechung des
Staatsſekretärs Dr. Delbrück mit Reichstagsabgeordneten ſtatt.
Bei den Verhandlungen der fiskaliſchen Zechen mit den Arbeiter
ausſchüſſen, ſind dieſen Lohnerhöhungen nach Maßgabe der Art der
Arbeit in Ausſicht geſtellt worden. Eine Erhöhung freilich um
15 Prozent haben wir mit den wirtſchaftlichen Intereſſen der fis
kaliſchen Zechen für unvereinbar erklärt. Wenn die Verhandlungen
mit den Arbeiterausſchüſſen nicht zum Reſultat geführt haben, ſo
trifft die fiskaliſchen Zechen nicht die Schuld daran. Mit einer
ſchematiſchen progreſſiven Lohnſteigerung können wir nicht vor
gehen. Bei den verſchiedenen Verhältniſſen auf den verſchiedenen
Gruben fehlt uns dazu jede feſte Baſis. Deshalb haben die fis
kaliſchen Zechen nicht mehr in Ausſicht geſtellt, als eine allgemeine
Lohnerhöhung zuzuſagen. Der Hauptgrund für den Streik liegt
nach meiner Anſicht darin, daß die Bergarbeiter die durch den eng
liſchen Streik geſchaffene günſtige Lage ausnutzen wollten, um
gegenüber den Werksbeſitzern Forderungen durchzuſetzen, die ſie
ſonſt nicht zu erreichen hoffen konnten. (Zuruf bei den Soz.: An
walt der Zechen!) Jawohl, ich bin Anwalt von Zechen, ſie ſind
mir nachgeordnet. übrigens erkläre ich, daß ich dem Abg. Dr.
Liebknecht zum letzten Mal geantwortet habe. Ich würde es dem
Hauſe gegenüber nicht verantworten können, mich mit ihm weiter
hin in Privatgeſpräche einzulaſſen. (Lebhaftes: Bravo! rechts;
großer Lärm und Unruhe bei den Soz. Abg. Dr. Liebknecht ruft
nach rechts: Sie ſind alle zuſammen Kinder! Rufe rechts: Uner-
hört! Glocke des Präſidenten).

Präſident Freiherr v. Erffa: Herr Abgeordneter, ich rufe Sie
wegen dieſes Ausdörucks zur Ordnung.

Miniſter Sydow (fortfahrend): Im allgemeinen kann man
ſagen, daß wir jetzt mit dem Streik über den Berg ſind. Wenn die
Konjunktur jetzt umſchlägt, dann iſt es fraglich, wie man zu einer
Erhöhung der Löhne kommen ſoll. Wir möchten den Streik gern
bald beendet ſehen; aber ſolange wir es mit Bergarbeitern zu tun
haben, die unter dem Einfluß der Arbeiterorganiſationen ſtehen,
haben die Bergwerksbeſitzer es nicht einſeitig in der Hand, den
Streik beizulegen. Wir müſſen deshalb die weitere Auseinander
ſetzung den beiden ſtreitenden Parteien überlaſſen. Die Regierung
wird das Jhrige tun, um den Streik nicht unnötig zu verlängern
und um die Freiheit der Arbeitswilligen zu ſchützen. (Bravo!
rechts). Unzeitiger Einmiſchungen müſſen wir uns enthalten.
Ich hoffe, daß die Streikenden bald zu der Einſicht kommen, daß
Niemandes Intereſſen durch den Streik mehr leiden als der-
jenigen, die man fördern will, die Intereſſen der deutſchen Berg-
arbeiter. (Lebhaftes: Bravo! rechts und im Zentrum).

Miniſter des Innern v. Dallwitz: Bereits im vorigen Jahre
habe ich hier erklärt, daß es die vornehmſte Aufgabe des Staates
iſt, die erwerbstätige Arbeit ſo zu ſchützen, daß jeder Staats
bürger ungefährdet und ungeſtört ſeiner Arbeitstätigkeit nachgehen
kann. (Bravo! rechts). In erſter Reihe kommt es darauf an,
rechtzeitig Polizeigaufgebot zum wirkſamen Schutz der Arbeits
willigen und zur Aufrechterhaltung der Ordnung bereitzuſtellen.
Jm ganzen waren am 11. März rund 6000 Schutzleute und Gen-
darmen im Streikgebiet an Ort und Stelle. Bei dieſer Maßnahme
bin ich davon ausgegangen, daß, wenn dieſe Kräfte nicht genügen
ſollten, dann alsbald das Militär herangezogen werden müſſſe.
(Beifall rechts, Pfuirufe bei den Soz.). An den erſten Tagen
haben ſich die Polizeimannſchaften im allgemeinen als ausreichend
erwieſen. Allerdings ſind auch da bereits erhebliche Exzeſſe vor
gekommen. Der Miniſter verlas die amtlichen Berichte
über die Beläſtigungen der Arbeitswilligen und Angriffe
auf Schutzleute durch die Streikenden. Erſt als
die Ausſchreitungen der Streikenden nicht aufhörten und die
Polizeimannſchaften nicht mehr ausreichten zur Aufrechterhaltung
der Ordnung, haben wir uns dazu entſchloſſen, Militär heranzu
ziehen. Zu meiner Freude iſt dieſe Maßnahme von einigen Red
nern im Hauſe gebilligt worden. Von anderer Seite iſt ſie dagegen
als überflüſſig oder verfehlt bezeichnet worden.
Wir ſtehen auf dem Standpunkt, daß das Militär zur Unter
drückung von Unruhen nur dann herangezogen werden kann und
darf, wenn die in erſter Reihe zur Aufrechterhaltung der Ord-
nung berufenen Polizeiorgane hierzu nicht imſtande ſind. Der
Moment zur Heranziehung von Militär iſt durchaus richtig ge
wählt worden, denn es hatte ſich herausgeſtellt, daß die aufge
botenen Polizeimannſchaften nicht mehr ausreichten zum Schutz
der Arbeitswilligen, und daß eine weitere Verſtärkung der Poli-
zei nicht möglich war. Den offenkundigen Terrorismus der
Streikenden den Beamten und Poliziſten in die Schuhe zu
ſchieben, iſt abſurd. Aber dieſes Verfahren der Sozialdemokratie
iſt ja bekannt. Woher leitet aber der ſozialdemokratiſche Ar
beiterverband das Recht her, den Angehörigen eines anderen,
ebenſo ſelbſtändigen Verbandes ſeine Anſichten aufzuzwingen,
Im Reichstag hat der Abg. Sachſe unter Mißbrauch der perſön
lichen Jmmunität die Poliziſten beſchimpft. (Großer Lärm und
Unruhe bei den Sozialdemokraten; Rufe rechts: Ruhe, ſchmeißt
ſie raus! Abg. Borchardt (Soz.) ruft: Unverſchämtheit!)

Präſident Frhr. v. Erffa rief den Abg. Borchardt wegen
dieſes Ausdrucks zur Ordnung.

Miniſter v. Dallwitz (fortfahrend): Die Verantwortung für
all das Unheil, das aus dieſem Streik entſteht, fällt auf dieienigen
zurück, die es unternommen haben, die perſönliche Freiheit der
Arbeiter zu unterdrücken und durch perſönliche Beſchimpfung der
Arbeitswilligen und der Beamten zu Gewalttätiofeiten aufzu
reizen. (Lebhafter wiederholter Beifall rechts und tm Zentrum;
lebhafter Widerſpruch und Lärm bei den Sozialdemokraten.
Abg. Dr. Liebknecht ruft: Das haben Sie getan!)

Hierauf vertagte ſich das Haus.
Perſönlich wandte ſich Abg. HirſchBerlin (Soz.) dagegen, daß

der Miniſter eine Außerung eines ſozialdemokratiſchen Reichs-
tagsabgeordneten als Beſchimpfung bezeichnet habe.

Nächſte Sitzung Dienstag 11 Uhr: Antrag der National-
liberalen betreffend Befreiung der Diſſidentenkinder vom Reli
gionsunterricht und Beſprechung der Streikinterpellationen.

Schluß 414 Uhr.

Deutſcher Reichstag.
Sitzung vom 18. März 1912.

Am Bundesratstiſche Staatsſekretär Dr. Delbrück.
Präſident Dr. Kaempf eröffnete die Sitzung um 2

15 Minuten.
Ein Schreiben des Reichskanzlers gibt Mitteilung von der

Demiſſion des Reichsſchatzſekretärs Wermuth und von der Er-
nennung des bisherigen Unterſtaatsſekretärs Kühn zum Staats
ſekretär des Reichsſchatzamts.

Sodann wurde die zweite Leſung des Etats des Reichsamts
des Innern fortgeſetzt und zwar bei Kapitel „Reichsſchul-
kommiſſion“.

Abg. Dr. Preuß (Ztr.): Der ſozialdemokratiſche Antrag, das
ganze Schulweſen zur Reichsſache zu machen, iſt für uns ungan
nehmbar. Durch unſer höheres Schulweſen geht ein friſcher, taten-
fröhlicher Zug. Der Extemporalerlaß bringt dabei eine erfreuliche
Verbeſſerung unſeres Latein- und Griechiſchunterrichts. Unſere
Gymnaſien ſollen nicht Fachſchulen, ſondern Vorbereitungs-
ſchulen für verſchiedene Fächer ſein. Zur Erlangung einer
größeren Autorität iſt eine über die Maſſen hervorragende
Bildung nötig. Das Bedenklichſte iſt für uns der von den Sozial
demokraten geprieſene Atheismus. Wir wollen deshalb an dem
religiöſen Charakter der Schule feſthalten. Die Ziele der Sozial
demokraten im Schulweſen haben große Ahnlichkeit mit den Vor
gängen bei der franzöſiſchen Revolution. (Präſident Dr. Kaempf
erſuchte den Redner, beim Thema zu bleiben.) Nimmt man dem
Menſchen die Religion, ſo ſinkt der Menſch zur Beſtie herab.

Abg. Keinath (Natl.): Mehr als bisher ſollte ſich das Reich
mit dem Schulweſen befaſſen; die ganze Entwicklung drängt
dahin. So ſollten die Lehrer von Reichswegen veranlaßt werden,
das Schulweſen im Ausland zu ſtudieren. Die UÜbernahme des
Schulweſens auf das Reich iſt für uns nicht annehmbar, wir
wollen hierin die Dezentraliſation aufrecht erhalten. Die Schul
bildung zu fördern, muß Sache der Einzelſtaaten bleiben.
(Bravo! bei den Nationalliberalen.)

Abg. Dr. MüllerMeiningen (Fortſchr. Vpt.): Für die Zu-
laſſung Militärpflichtiger zum einjährig-freiwilligen Dienſt ſollte
auch die körperliche Tüchtigkeit mit ausſchlaggebend ſein. Be
rechtigt iſt die Forderung der deutſchen Turnerſchaft, daß auch
hervorragende turneriſche Leiſtungen mit dem Berechtigungs-
ſchein ausgezeichnet werden können. (Beifall.)

Abg. Bruckhoff (Fortſchr. Vpt.)? Will man unſere Kultur-
entwicklung nicht hemmen, ſo darf man den Einzelſtaaten das
Schulweſen nicht nehmen. Wir begrüßen die Ausdehnung des
Einjährig-Freiwilligendienſtes auf Volksſchullehrer und Kunſt-
ſchüler; hoffentlich wird das noch weiter ausgedehnt werden,
namentlich auf tüchtige Handwerker und Gewerbetreibende
Die Reichsſchule würde unſere Schulbildung veröden und ben
Kaſernenton in die Schule bringen. Einer religionsloſen Schule
kann ich als praktiſcher Schulmann nicht das Wort reden. (Zu
ruf: Das iſt ein fortſchrittlicher Lehrer!l) Das hat mit dem
Fortſchritt nichts zu tun. Die Schaffung eines Reichsſchulamts
müſſen wir ablehnen. Schaffen wir beſſere Lehrerperſönlich-
keiten, dann erziehen auch unſere Schulen ein ſtarkes Geſchlecht,
a das Vaterland ſeine Schuldigkeit tun wird. (Beifall
inks.

Abg. Schulz-Erfurt (Soz.): Durch die einjährig-freiwilligen
Examen iſt eine falſche und ungeſunde Entwicklung in unſer
ſchulweſen gekommen. Das Reichsſchulamt ſoll feſtlegen, was
die Einzelſtaaten im Schulweſen mindeſtens tun müſſen. Eine
Schabloniſterung wird dadurch nicht beabſichtigt. Die Beſeiti-
gung der Religion wollen wir nicht, wir verlangen aber die
weiteſtgehende perſönliche Freiheit darin. Der wichtige Faktor
der Religionsgeſchichte darf ſelbſtverſtändlich nicht aus der Kultur-
geſchichte beſeitigt werden.

Abg. Mumm (Wirtſch. Vgg.): Wo die Freunde der Lehrer
fitzen, weiß die Lehrerſchaft ganz genau; Herr Schulz braucht ſie
darüber nicht zu belehren. Die Schüler in religionsloſe Schulen
hineinzudrängen, iſt das Entgegengeſetzte von perſönlicher
Freiheit.

Die Reſolution der Sozialdemokraten auf Errichtung eines
Reichsſchulamts wurde abgelehnt und der Titel bewilligt.

Zum Kapitel „Bundesamtfür das Heimatweſen“
liegt eine Reſolution des Zentrums vor auf Bekämpfung des
Zigeunerunweſens.

Abg. Diez-Konſtanz (Ztr.) wies auf die enormen Schädi-
gungen hin, die die ſich auf etwa 3000 Perſonen belaufenden
Zigeunerbanden verurſachen.

Staatsſekretär Dr. Delbrück: Wir

Uhr

ſind in dieſer geſetzlich
ſchwer zu regelnden Frage um etwas vorwärtsgekommen. Auf
Anregung der bayeriſchen Regierung ſind gemeinſchaftliche An-
ordnungen zur Bekämpfung des Zigeunerunweſens getroffen
worden, namentlich hinſichtlich der Einführung von Ausweis-
papieren und der Seßhaftmachung der Zigeuner. Das horden-
weiſe Umherziehen ſoll polizeilich verboten werden. Auch für
Preußen ſteht eine ſolche Anordnung bevor. (Beifall.)

Abg. RuppHarburg (Wirtſch. Vgg.): Das Ausländerunweſen
verlangt aufmerkſamſte Beobachtung ſeitens unſerer Behörden.
Die Vorkommniſſe in Heſſen-Naſſau, wo die Zigeunerjagd er-
gebnislos verlaufen iſt, nachdem der Förſter niedergeſchoſſen iſt,
mahnen zu ſcharfen Maßnahmen.

Die Reſolution wurde angenommen und das Kapitel bewilligt.
Zum Kapitel „Ausführung des Kaligeſetzes“

liegt eine Reſolution der Budgetkommiſſion vor, in der gefordert
wird, als vierte Ausgangsſtation für die Berechnung der Frach-
ten Mülhauſen i. Elſ. feſtzuſetzen, Anderungen im Geſetz über
den Abſatz von Kaliſalzen (Verwendung eines Teils der Abgabe
für die Reichskaſſe) vorzunehmen und eine Denkſchrift über die
Durchſchnittslöhne, Arbeitszeit und Tarifverträge vorzulegen.

Eine Reſolution der Fortſchrittlichen Volkspartei wünſcht ſtatt
Mülhauſen Straßburg i. Elſ. in die Reſolution der Budget
kommiſſion einzuſetzen. Eine Reſolution der Wirtſchaftlichen
Vereinigung verlangt Veröffentlichung der Durchſchnittslöhne,
Arbeitszeiten und Tarifverträge tunlichſt im Reichsarbeitsblatt.

Abg. Hoch (Sog.): Das Kaltfyndikat verdankt fetne Macht dem
Kaligeſetz; der Reichstag hat daher die Pflicht, ein wachſames
Auge auf die Tätigkeit des Syndikats zu werfen, damit es ſeine



Macht nicht mißbraucht. Mit der Reſolution der Budget
kommiſſion ſind wir einverſtanden. Die an den Bund der Land
wirte gezahiten Propagandagelder müſſen dem Reich verbleiben.

Staatsſekretär Delbrück hat zugegeben, daß beim Kaligeſetz Fehler
gemacht worden ſind; da iſt es ein Skandal, daß dieſe Fehler nicht
beſeitigt werden. Ein Staatsmonopol für die Kaliproduktion iſt
dringend erforderlich, ſollen nicht ungeheure Verluſte am Natio-
nalvermögen durch die unglaubliche Wirtſchaft der Verwaltungen
entſtehen. Die Verſtaatlichung der Bergwerksbetriebe und auch
der Kaliwerke iſt nur noch eine Frage der Zeit, damit rechnen auch
die Käufer ſolcher Jnduſtriepapiere. Reif iſt dieſe Induſtrie längſt
zur Verſtaatlichung. Die Vorgänge im Ruhrrevier tragen zur
Förderung dieſer Frage erheblich bei.

Unterſtaatsſekretär Richter: Eine Denkſchrift hat nicht vorge
legt werden können, da das Kaligeſetz erſt ein Jahr in Wirkſam
keit iſt. Erſt am 1. Juli werden ſich die Verſchiebungen im Pro
duktionsverhältnis überſehen laſſen, ebenſo verhält es ſich mit den
Quotenübertragungen. Der Vorwurf, es ſei ein Skandal, daß
das Geſetz nicht geändert werde, obwohl Mängel anzuerkennen
ſeien, trifft nicht zu. Wir können unmöglich an einem ſo jungen
Geſetz alle Jahre herumdoktern. Auch da muß man noch etwas
Geduld haben. Die Feſtſtellung der Durchſchnittslöhne iſt keines-
wegs ſo leicht. Für die Verteilung der Propagandagelder haben
wir Grundſätze aufgeſtellt, nachdem wir Sachverſtändige gehört
hatten. Einer Kritik dieſer Grundſätze ſind wir durchaus zu
gänglich.

Abg. Dr. Bärwinkel (Natl.): Tatſächlich mag die Wirkung des
Kaligeſetzes die Bildung des Zwangsſyndikats geweſen ſein, Ab-
ſicht war es aber nicht. Die Stimmung hat ſich gegen das vorige
Jahr weſentlich gemildert. Eine Bevorzugung des Bundes der
Landwirte oder des Fiſchereivereins bei der Verteilung der Pro
pagandagelder ſollte nicht ſtattfinden; alle in dieſer Richtung täti-
gen Organiſationen, ob ſie nun Hanſabund oder Bauernbund
heißen, müſſen gleichmäßig behandelt werden. Die Propaganda
im Auslande muß weiter gefördert werden. Von der Veröffent-
lichung der Durchſchnittslöhne kann ich mir keinen Nutzen ver
ſprechen. Wir ſollten die Kaliinduſtrie nicht von Neuem benn
ruhigen durch Monopolausſichten oder ähnliches.

Abg. Dr. Bell (Zentr.): Die Verhältniſſe des Kaliabſatzes an
der preußiſchholländiſchen Grenze, wo preußiſche Landwirte auch
auf holländiſchem Gebiete Ackerland beſitzen, müſſen geſetzlich re
guliert werden.

Abg. Röſer (Fortſchr. Vpt.) befürwortet die Reſolution ſeiner
Partei, ſtatt Mülhauſen Straßburg i. E. als viete Ausgangs
ſtation für die Berechnung der Frachten feſtzuſetzen.

Abg. Thumann (Elſäſſer) befürwortete in einer Reſolution, als
vierte Ausgangsſtation Mülhanſen ſpäteſtens bis zum 1. Januar
1914 feſtzuſetzen.

Nachdem der Abg. Behrens (Wirtſch. Vgg.) für die Reſolution
ſeiner Partei eingetreten war, erfolgte Vertagung.

Präſident Dr. Kaempf ſtellte für die Folge Abendſitzungen in
Ausſicht.

Nächſte Sitzung Dienstag 1 Uhr: Fortſetzung der Beratung.

Schluß 71 Uhr.

Aus Nah und Hern.
Von Amundſen und ſeinen Expeditionen. Aus Chriſtiania

wird uns gemeldet: Die durch ein Komitee aus Anlaß der Be
endigung der Amundſenſchen Südpolarexpedition einge-
ieitete Sammlung, deren Erträgniſſe die Schulden der Expedition
decken ſoll, iſt geſchloſſen worden, da die gewünſchten 70 000
Kronen gezeichnet ſind. Das Komitee fordert das Publikum
nunmehr auf, die nationale Sammlung zu unterſtützen, die von
dem Vorſtand der Geographiſchen Geſellſchaft eingeleitet worden
iſt, da außer den vom Storthing zu bewilligenden 200 000 Kr.
noch 100 000 Kronen für die Nordpolexpedition erforderlich ſind.

Vergiftung durch Methylalkohol. Aus Czernowitz wird
der „Wiener Neuen Freien Preſſe gemeldet, daß in Alt-
Suſeka drei Ortsbewohner nach dem Genuß von Schnaps
unter Vergiftungserſcheinungen geſtorben ſind. Ein vierter ringt
mit dem Tode. Man nimmt Vergiftung durch Methylalkohol an.

Wieder eine ſchwere Schiffskataſtrophe. Nach einer Meldung
von Lloyds Agentur aus Spezia hat der ſchwediſche Dampfer
„Canadia“ berichtet, daß der britiſche Dampfer North Bri-
tain“ auf der Höhe von Cardiff geſunken ſei. Es ſei nur
ein Mann gerettet worden.

Verhaftung eines amerikaniſchen Jnduſtriellen. Georoe
Diehl, der Präſident der Fortunga-Maſchinengeſellſchaft in New-
York, wurde unter der Beſchuldigung zu niedriger Wertangabe
bei der Verzollung von Lederſchneidemaſchinen, die aus Deutſch
land importiert waren, verhaftet; die Maſchinen wurden beſchlag-
nahmt.

Die Entführer des Jngenieurs Richter. Die Meldung, daß
der Bandenführer Strati in Alexandria verhaftet worden ſei, iſt
höchſt wahrſcheinlich nicht zutreffen d. Jngenieur Richter
erhielt bereits vor mehreren Wochen die Photographie einer in
Alexandria verhafteten verdächtigen Perſon. Auf Grund der
Photographie konnte Richter feſtſtellen, daß der Verhaftete weder
Strati noch ein anderes Mitglied der an ſeiner Entführung be-
teiligten Bande war.

Mehrere Gelehrte beim Experimentieren verletzt. Durch eine
Exploſion im chemiſchphyſikaliſchen Jnſtitut der deutſchen Univer-
ſität zu Prag wurde der Vorſteher Profeſſor Rothmund ſowie die
beiden Aſſiſtenten Wagner und Burgſtaller geſtern abend beim
a erettteren ſchwer im Geſicht, beſonders an den Augen
verletzt.

Die Londoner Chauffeure ſtreiken. Ueber 1000 Chauffeure
der Londoner Automobildroſchken haben den Streik mit der Be-
gründung erklärt, daß die Fuhrherren ſich nicht an die Be
dingungen gehalten hätten, die bei dem letzten Streik durch
Schiedsſpruch feſtgeſetzt worden ſeien.

Zur Strandung des Dampfers „Axenfels“. Nach einer amt-
lichen Mitteilung des ſpaniſchen Marineminiſteriums ſind der
erſte Offizier und der Bootsmann des bei Ceuta ge-
ſtrandeten deutſchen Dampfers „Axenfels“ doch ertrunken.
Die übrigen Offiziere und die übrige Mannſchaft ſind gerettet.

Verhängnisvolle Exploſion. Jn San Antonio
(Texas) ſind bei der Exploſion eines Lokomotivkeſſels in einem
Lokomotivſchuppen 14 Perſonen getötet und mehrere
verletzt worden.

Schiffahrts- Nachrichten.
Deutſche Oſtafrika-Linie. Hamburg, 18. März. Reichs-

P.-D. „Gertrud Woermann“ am 15. März von Southampton ab.
ReichsP.-D. „Kronprinz“ am 15. März in Durban an. Reichs
P.-D. „Prinzregent“ am 16. März in Hamburg an. Reichs
P.-D. „Windhuk“ am 15. März Cuxhaven paſſ. Reichs-P.D.
„General“ am 15. März von Tanger ab. Reichs-P.-D. „Erna
Woermann“ am 16. März Cuxhaven paſſ. P.-D. „Answald“
am 16. März in Liſſabon an,

Börſen- und Handelsteil.
Max Ulrich u. Co., Komm.-Geſ. a. Akt. in Liqu., Berlin.

Die Liquidations-Eröffnungsbilanz per 5. Mai 1911 wies
einen Verluſt von 9 453 724 Mark aus bei einem Aktienkapital von

2 Millionen Mark. Bis 31. Dezember 1911 hat ſich der Verluſt
durch Zinsrückſtellungen uſw. auf 10 157 643 Mark erhöht. Der
Liquidator kann den Wert der Effekten und Kuxe noch nicht zu
verläſſig angeben, während die Debitoren mit 2602 215 Mark
zum weitaus größten Teil un einbringlich ſeien; ſie könnten
teilweiſe auf gerichtlichem Wege beigetrieben werden, wenn
Mittel für die Prozeßführung vorhanden wären. Die Grund-
ſtücke ſind zur Zwangsverſteigerung gekommen bis auf zwei. Die
Verbindlichkeiten beſtehen größtenteils in ſolchen, für welche die
Firma Ulrich aus Giro oder Delkredere haftete. Sie ſetzen ſich
wiederum zuſammen aus Akzeptverbindlichkeiten einer Anzahl
von Tochtergeſellſchaften. Die Ausſichten ſind alſo ziem-
lich troſtlos.

Die Börſen in Paris und London.
Aus Paris, 18. März, wird uns gemeldet: Die heutige

Börſe litt hauptſächlich unter der von den auswärtigen Börſen
nach hier W J Verſtimmung. Einen ungünſtigen Einfluß
übten auch die Nachrichten über die induſtrielle Kriſis in Eng-
land und über den italieniſch- türkiſchen Krieg aus. Bei ſehr
geringer Geſchäftstätigkeit gaben die Kurſe faſt durchweg nach.
Beſonders waren ruſſiſche Jnduſtriewerte im Anſchluß an Peters-
burg gedrückt. Auch Goldminen- Aktien gaben nach. Gut behaup-
tet blieben ſpaniſche Werte.

Eine Meldung aus London, 18. März, beſagt: Die Ten
denz der heutigen Börſe war überwiegend als ſchwach zu bezeich-
nen, da politiſche Befürchtungen Verſtimmung hervorriefen.
Konſols und engliſche Bahnen lagen matt. Südafrikaner waren
r g. Amerikaner zeichneten ſich durch feſte Haltung aus.
Von Fonds gaben Ruſſen und Peruaner ſtärker nach.

Produkten- und Warenmärkte.
Getreide, Hülſenfrüchte, Futtermittel.

Berlin. 18. März. (Amutliche Notierungen der
Produktenbörſe.) Weizen per 1000 kg. Jnl. 210--211
ab Bahn. Normalgewicht 755 g. Jnländ. lt. Probe

Abnahme im Mai 215,75--216,00 Abnahme
im Juli 217,25--217--217,25 Abn. im September 203,25--202
bis 203,25 Roggen für 1000 kg. Jnländ, 186 186
ab Bahn. Normalg. 712 g. Abnahme im Mai 192,50 192,25 bis
192,60 Abnahme im Juli 194--193,75--194 AC, Abnahme
im September bis M. 7 Haferfür 1000 kg. Normalgewicht 460 g. Abnahme im Mai
bis AC, Abnahme im Juli Abnahma im Septbr.

M. Marns für 1000 kg (ohne Angabe der Provenienz,)
Abn. im Juli 155,50 Weizenme hl per 100 kg brutto einſchl.
Sack ab Bahn und ab Speicher. Nr. 00 24,50--28,00 AC, feinſte
Marken über Notiz bezahlt. Roggenmehl Nr. 0 und 1: 22 00
bis 24,10 Abnahme im März Abnahme im Mai
22,65 Abn. im Juli 22,85 Rüböl für 100 kg mit
Faß in Mark. Abnahme im März Ac, Abnahme im
Mai 01,20 C. Br.,, Oktober 60,90 Br.

Frühmarkt. (Amtliche Notrerungen.) Berlin, 18. März.
Weizen loko ab Bahn und frei Mühle, 210--211 Ac, Abn. Mai

AC, Abu. Juli bis A. Roggen loko adBahn und frei Wagen, 186,00 186,50 Abnahme im Mai
A, Abn. im Juli Abn. im Sept. A.Gerſte leichte inländiſche Futtergerſte 185,00 190,00

ſchwere do. 191,00 202,00 ruſſiſche und Donau leichte 177,00
bis 181 do. ſchwere 182-188 frei Wagen und ab Bahn.
Hafer, inländ. märk, meckl., vomm., poſ.,, ſchleſ. fein 209--214,
do, mittel 204--208 do. gering 200--203, alter ruſſ. ſeiner
206 bis 209, mittel 200 bis 2006 gering 195 bis 199 AC,
Lieferung Dez. Mai A. ab Wagen und ab Bahn.
Mais, amerikaniſcher mixed 176 bis 180 do. abſallender

runder 174--183 do. abfallender
türk. und ſerb. A. frei Wagen. Erbſen, inländ.
Futterware, mittel 180 187 ruſſiſche do. 180--187 feine
Taubenerbſen 188 196 AC, Viktorigerbjen kleine Koch
erbſen C. frei Wagen und ab Bahn. Weizenmehl 00loko 24,50--28,50 Noggenmehl o u. loko 22,00 bis
24,10 A. Weizenkleie grobe 14,10--14,50 AC, feine 14,10
bis 14,50 Roggenkleie 14,10--14,50 Bohnen bis

A. Linſen AbL. Weltmarkt, Berlin, 18. März. Tägliche Börſennotierungenauf
dem Weltmarkt in Mk. für 1000 kg ausſchließl. Fracht, Zoll und Speſen,
(Mitgeteilt von der Preisberichtſtelle des Deutſchen
Landwirtſchafts rats Weizen Berlin 755 gr., Mai
216,00, Juli 217,25. Newyort Red Winter Nr. 2 loko 162,30, Mai 162,90,
Chicago Northern J Spring, Mai 1565,55, Juli 150,40. Liverpool
Red Winter Nr. 2 Mai 171.85. Paris Lieſerungsware März 225,65,
Budapeſt Lieferungsware April 196,40. Odeſſa Ulka 9 3 4
Beſ. einſchl. Vordoſpeſen loko 168,70. Buenos Aires Durchſchn.
Qualität bordfrei März Roggen: Berlin 712 gr. Mai 192,50,
Juli 194,00. Odeſſa 910 einſchl. Bordoſpeſen loko 129,20. Hafer:
Berlin 450 gr. Mai 194,50, Juli 194,00. Mais: Berlin
Lieferungsware Mai Newyork mixed Mai Buenos
Aires Durchſchnitts- Qualität bordfrei Juni

Hamburg, 18. März. Tägliche ausländiſche Offerten in Mark für
1000 kg einſchließl. Fracht, Zoll u. Speſen. Mitgeteilt von der Preis
berichtſtelle des Deutſchen Landwirtſchaft srats.
Weizen: Manitoba III April Mai 232 IV Febr. März 232
April Mai 220x V Febr. März 217 April Mai 203 C. Argent.
Baruſo 79 kg ſchw. 228 Febr. März 223 C. 75 kg Febr. März
2179 c Roſafé 77 kg Febr. März 2261 Auſiral. Febr. März
2312 Choice White Karachi Febr. März 227 Ac, Ulka Febr. März
9 Pud 20/25 231 25/30 232 Roggen: Südruſſ. 9 Pud
10/15 Febr. März 193 C. Futtergerſte: Südr. 58/59 Kg ſchw.
1734 173 März 173 173 April 169 Mai Juni 168
Juli 161 Hafer: Nordr. 50/51 kg 3 März Mai 199
La Plata 46/47 kg Febr. März 179 50 kg 183 Mais:
Mixed Feb./ März 167 PaketfahrtDampfer 1674 Odeſſa ſchw.
159 A. prompt 158 Ac, La Plata April Mai 151 Mai Juni
148 Juni Juli 147

Düngemittel.
Magdeburg, 18. März. Dünge- und Futter-

mittel. (J. F. Lahne.) CThiliſalpeter 15--16 2 Lieferun
Frühjahr 1912 11,10 ab Magdeburg, ſchwefelſ. Ammoniak 20
73 5 pr. 5 ab Magdeburg, Kalkſtickſtoff, 17—-20 59-63 5 pr.
und 15--16 9,15-—9,75 per 50 Kg frachtfrei jeder deutſcher Bahn
ſtation, aufgeſchloſſ. Peruguano 7 9X 2 8,20 per 50 kg ab
Magdeburg, Ammoniak-Superphosphat 9 9 7 8,30 ver 50 kg
und Superphosphat 17—-19 16 3 pr. 9 frachtfrei Stationen des
Sächſiſchen Vertragsgebietes, Kalidüngeſalz 20 2,80, 30 4,85,
40 J 6,20 Kainit 12 1,20 pr. 100 kg ab Paritätsſtationen,
Thomasſchlackenmehl 14 18 zu Syndikatspreiſen, Baumwollſaatmehl
55——58 3 8,40 Erdnußkuchenmehl 52--56 2 8,50 Seſamkuchen
50--54 Mohnkuchen 40--43 Rapskuchen 40
bis 43 6,35 Hubbeſche Kokoskuchen 30 J 8,80 Hubbſchee
Palmkernkuchen 24—-26 3 8,20 Maisölkuchenmehl 30-34
Maizenafutter 25--30 o Reisfuttermehl aus deutſcher Schäl
mühle 24--28 J 7,50 aromat. Schlempe 30- 35 5 7,25
Oelfaatmehl 20--24 Fiſchfuttermehl, zirka 55 4 und 20
phosph. Kalk 12,50 Original Liebigs Fleiſchfuttermehl 90
15,00 Knochen-Präzipitat (Futterkalk) zirka 45 11,00 bei
Wagenladungen Frachtparität ab Magdeburg

Kartoffeln. Trockenkartoffeln. Kartoffelmehl. Stärke.
Kartoffelmarkt Bericht vom 18. März von der Pretoebericht

ſtelle des D. L. R. Für Eßkartoffeln iſt bezahlt worden in Mk.
für 50 kg in Berlin: rote Daber 3,90--4,00 ander rote Sorten
3,40--3,50 Magnum bonum 3.50--3,70 weiße runde 3,35--3,40.

Großhandelspreiſe für Trockenkartoffeln in Säcken,
frei Station, in Mk. für 50 kg. Die Fabriken ſind alphabetiſch geordnet,
Flocken: Bartin Stat, Bartin 12,70 (bez.), Beſow b. Wend. Aychow
Stat. Zitzewitz 11,60 (bez.), Bialutten Stat. Jllonzo 12,25 (Käuf.),
Bülowsthal b. Rogaſen 11,50 (Käuf.), Calbe a. S. Stat. Calbe 13,00
(bez.), Dt. Krone Stat. Dt. Krone 11,75 (Käuf.) Glauchau Stat. Glauchau
(Weſitpr.) 12,25 (bez.), Gr. Klinſch b. Berent Stat. Gr. Klinſch 12,00
(bez.), Hankensbüttel Kr. Jſenhagen Stat. Hankensbüttel 9,00 (bez.),
Heinzendorf Stat. Patſchkau 12,75 (bez.), Janowitz Stat. Janowitz Bez.
Bromberg 12,00 (Käuf.), Jävenitz Stat. Jävenitz 13,00 (bez.), Liſſau
Stat. Prechlau 12,20 (bez.), Lopiſchewo Stat. Ritſchenwalde 12,00 (bez.),
Maldeuten Stat. Maldeuten 12,65 (Käuf.), Marzenin Stat. Gneſen-
Wreſchen 12,00 (bez.), Müncheberg Stat. Müncheberg i. Mark 12,50
(Käuf.), Namslan Stat. Wilkau Kr. Namelau 12,00 (bez.), Neumark
i. Weſtpr. Stat. Neumark 11,50 (bez.), Neutomiſchel Stat. Neutomiſchel
12,50 (bez.), Pierkunowen Stat. Lötzen 10,75 (bez.), Praſſen Stat.
Wormen 12,25 (bez.), Reiſicht Bez. Liegnitz Stat. Reiſicht 12,50 (bez.),
Samotſchin Stat. Samotſchin 12,00 (Verk.), Schrotz Stat. Schrotz 12,25
(bez.), Schwiebus Stat. Schwiebus 12,65 (bez.), Schwirz Stat. Dammer
12,25 (Käuf.), Seehauſen Stat. Zongrowitz 12,50 (bez.), Sembten
Kreis Guben Stat. Coſchen 12,00 (bez.), Stettin Oberwiek Stat.
Stettin 11,70--11,80 (Käuf.), Uetz Stat. Mahlwinkel 13,50 (bez.), Uth-
möden Stat. Uthmöden 13,00 (bez.), Wammen Stat. Strinkirchen
12,00 (bez.), Wierzonka Stat. W Wer 12,25 (bez.), Winnagora bei
Miloslaw Stat. Miloslaw 12,00 (bez.), Willenberg Stat. Willenberg
11,50 (bez.), Wongrowitz Stat. Wongrowitz 12,00 (bez.), Ziegenhagen
b. Reetz Kr. Arnswalde Stat. Falkenwalde 11,00 (bez.). Schnitzel:
Cöſternitz Stat. Cöſternitz 10,15 (bez.), Kawentſchin Stat, Dritſchmin
8,50 (bez.), Poledno b. Terespol Siat. Poledno 8,50 (Käuf.), Samter
Stat. Samter 10,50 (bez.). D. L.R.

Magdeburg, 18. März. Prima Kartoffelmehl und Stärke,
prompte Lieferung in Mengen von 10 000 kg Parität frei Magdeburg,
netto Kaſſe. Preis: 33,50 34,00 Mk. Tendenz: ſtetig.

Berliu, 18. März. Kartoffelſtärke und Kartoffelmehl 32,75 Mk,,
feuchte Stärke Mk.

Spiritus.
Nordhanſen, 18. März. Brauntwein 40 Vol. J für 100 kg

(105--306 Ltr.) 91,00--92,00 Mk., Branntwein 45 Vol. J für 100 kg
(106 107 Ltr.) 101,75--102,75 Mk. per loko ohne Faß ab Brennerei,
nach Angabe der Vereinigung Nordhäuſer Kornbranntwein
fabrikanten, E. V., durch die Handelskammer notiert,

Hamburg, 18. März. Spiritus feſt, März 32,26 G.,
März April 32,25 G., April-Mai 32,25 G.

Paris, 18. März. Spiritus behauptet, März 62,25, April 62,50,
Mai- Auguſt 62,00, Septbr. Dezbr. 52,50.

z Oele und Oelfrüchte.Köln, 18. März. Rüböl loko 65,00, Mai 63,00.
Hamburg, 18. März. Rübsl ruhig, l(oko verzollt 64,00.
Amſterdam, 18. März. Leinöl ſehr feſt, loko 40 April 397/,,

Mai Auguſt 377/, Septbr. Dezbr. 35 Januar April
PVaris, 18. März. Rüböl ruhig, März 75,25, April 74,75,

Mai-Anguſt 72,00, September-Dezember 71,00.
Zucker.

W. Hamburg, 18. März. RübenRohzucker, 1. Produkt Baſis 88
Rendement, neue Uſance, frei an Gord Hamburg per 60 Kilo,
per März 15,05, per April 15,10, per Mai 15,25, per Auguſt 15,42/,,
per Oktbr.Dezbr, 11,471 per Januar-März Tendenz: behauptet.

W. London, 18. März. Küben Rohzucker 68 März 14 ſh. 21 Wert
ſtetig, Javazucker 96 vrondieee, 3 Verkäufer ruhig.

affee.
Hamburg, 18. März. KaffeeTerminNotierungen. (Nur für

Good average Santos.) März 67 G., Mal 68 G., Septbr. 68 G.,
Dezember 68 G. Tendenz: ſtetig,

Amſterdam, 18. März. Java ſtaffee, good ordinary,
feſt, loko 52.

Havre, 18. März. Kaſſee. Good average Santos März 86
Mai 84 September 83 Dezember 82 Tendenz: ſtetig.

W. Rio de Janeiro, 16. März. Kaſſee, Zufuhren 7000 Sack
in Rio, 12000 Sack in Santos.

Wolle und Baumwolle
Bremen, 18, März. Baumwolle, ruhig. Upland middling

loko 556,50 Pfg.
Autwervpen, 18. März. Wolle. La Plata-Kamntzug Type B,

März 471/, Käufer Oktober 5,40 Käufer Tendenz: Ruhig.
Liverpool, 18. März. Baumwolle Umſatz 10000 Ballen,

davon für Spekulation und Export B. Ballen. Tendenz: Stetig.
Amerikantſche middling Lieferungen Ruhig, ſtetig. Per März 8,82,

per MärzApril 5,84, per April-Mai 5,83, per MaiJuni 5,83, per
JuniJuli 5,83, per JuliAuguſt 5,82, per Aug.Sept. 8,78, per Sept.
Okt. 5,74, per Okt.Nov. 5,71, per Nov.Dez. 5,69.

Metalle.
Amſterdam, 18. März. Bancazinn behauptet, loko 118.
London, 18. März. Blei, ſpan., 16/16 Lſtrl., engl. 16/, Lſtrl.,

ginn 19177, Lſtrl., Zink 261/, Lſtrl., ChiliKupfer 647 Lſtrl., 3 Monate
655 Lſtrl.h Glasgow, 18. März. (Schlußbericht.) Roheiſen träge.

Middlesborough Warrants III 51 sh. 5 d.

Tiere und tieriſche Produkte.
Schlachtviehmärkte.

Leipzig, 18. März. Bericht über den Schlachtvie h
markt auf dem ſtädtiſchen Viehhofe zu Leipzig. Auftrieb:
e82 Rinder (247 Ochſen, 120 Bullen, 24 Kalben, 290 Kühe, 2 Freſſer),
453 Kälber, 527 Stück Schaſvieh, 3036 Schweine; zuſ. 4699 Tiere.
Preiſe: Ochſen: I. 94, II. 89, III. 83, IV. 74 C für 50 kg
Schlachtgewv. Bullen: I. 88, II. 84, III. 80, VI 77 c für 50 kg
Schlachtgew. Kalben und Kühe: I. 91, II. 88, III. 82, IV. 72,
V. 63 c für 50 kg Schlachtgew. Freſſer (gering genährtes Jung
vieh) 73 Kälber: I. II. 62, III. 57, IV. 51 c. für 50 kg
Lebendgew. Schafe: I. 44, II. 42, III. 49 IV. für 50 kg
Lebendgew. Schweine: I. 71, II. 72, III. 68, IV. 64, V 64
ſür 50 kg Schlachtgew. Ueberſtand: 41 Rinder, davon 24 Ochſen,
2 Bullen, 12 Kühe, 3 Kalben, 5 Kälber, 38 Schafe, 93 Schweine,
Geſchäftsgang: Rinder mittel, Kälber mittel, Schafe mittel,
Schweine mittel.

Neueſte Handels-Depeſchen.
W, KRew-Yorrt. 18, März. Koter Wintere Weizen loko 106,

per Mai 106*/,, per Juli 104, ver Septbr. per Dezbr.
Mais ver Mai ver Juli ver Sept. ehl 4,15,
Getreidefracht nach Liverpool 3/

W. Chieags, 18. März. Weizen ver Mai 1018/,, ver Juli 98!,,
Mais ver Mai 70

W. KeweYork, 18. März. Petroleum Standard white in New
York 8,20. do. in Philadelphia do, in Refined Caſes 10,10, do.
Credit Balances at Dil City 1,50.

W. NewoeHork, 18. März. Schmalz Weſternſteam 9,60, Rohe und
Brothers 9,60.

Waſſerſtände von Saale und Unſtrut.
(Siehe auch die Waſſerſtandsberichte in der erſten Ausgabe.)

Straußfurt 17. März 1.40, 18. März 1.25. Grochlitz
1.18, 1,14. Nebra Obp. 2.08, 2. 10. Nebra Unpt.

1.48, 1.88. Brückenp. 0.94. 0.94. Köſen 0,80, 0.80,
Weißenfels Untp. 0.48, 0.46. Trotha 1.86, 1.84. Als-
leben 1.36, 1.44. Bernburg 1,02, 1.06. Calbe Obp.

1 58, 1.54. Calbe Utp. 0.70, 0.75. Grizehne 0.79, 0.85.
Berantwo rilich Für Politit und Feutlleion: Dr. Walther Hevensleben,

für Provinz, Allgemeines, Börſen und Handelsteil: Max Ebeling für Oert
liches: Heinrich Mieſchner; Schlußredakiion: A. Verwecke, ſämtlich in Halle a. S.

Far unverlangt eingehende Manuſkripie und Beiträge übernimmt die Redaktion
keinerlei Verpflichtungen.

Bank für Handel u. Iudustrio W rnngter Eiliale Halle a. S Aktienkapital: 160 Milſionen Mark. Provisionsfreie Abgabe in festver-
Reserven: 32 Millionen Mark. zinslichen, erstklass. Wertpapieren,
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